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Ne öteuerpolitik der Fruktion.

Unſere Fraktion und die Militär und Decknngsvorlagen.
Von Guſtav Hoch.

II. (Schluß).
Für unſere Stellung zu den Steuerfragen kommen zwei Um
ſtände in Betracht: 1. der Zweck, für den die Steuern ver-
wendet werden ſollen, und 2. die Art der Steuern. Unſere
Stellung zu jedem einzelnen dieſer beiden Umſtände verurſacht
uns keine Schwierigkeiten. Selbſtverſtändlich lehnen wir eine
Ausgabe für volksfeindliche Zwecke ab; und ebenſo ſelbſtver
ſtändlich ſtimmen wir gegen jede Steuer, die unſern Grund
ſätzen nicht entſpricht.

Die Schwierigkeiten beginnen für uns erſt dann, wenn für
einen volksfeindlichen Zweck, z. B. für eine Militärvorlage, eine

wir wollen der Einfachheit halber ſagen ſozialiſtiſche
Steuer verlangt wird. Nehmen wir an: Eine Militärvorlage
hat im Reichstage nur dann eine Mehrheit, wenn auch die
Sozialdemokraten für ſie ſtimmen. Daher verbinden die Re
gierungen durch ein Mantelgeſez die Militärvorlage
mit der Deckungsvorlage und ſchlagen in der letzten
nur ſozialiſtiſche Steuern vor. Dann wird die Sozialdemo-
kratie zunächſt in der Einzelberatung gegen die grundlegen-
den Beſtimmungen der Militärvorlage ohne Rückſicht auf die
ſozialiſtiſchen Steuern ſtimmen. Wird aber trotzdem die Mili-
tärvorlage angenommen, dann wird die Sozialdemokratie in
der Geſamtabſtimmung gegen die ganze Vorlage
ſtimmen müſſen, alſo auch gegen die mit der Militärvorlage
durch das Mantelgeſetz zu einem Ganzen verbundenen ſoziali
ſtiſchen Steuern, um die Militärvorlage zum Scheitern zu
bringen oder wenn dies ſchließlich doch nicht mehr erreicht
wird wenigſtens alles, was ſie vermag, zu dieſem Zweck
zu tun.

Viel größere Schwierigkeiten bieten die Fälle, in denen die
Beziehungen zwiſchen dem Verwendungszweck und den Steuern
nicht ſo einfach find. Kehren wir zu den letzten Kämpfen im
Reichstage zurück. Hier handelte es ſich um zwei Gruppen von
Vorlagen, um Militärvorlagen und Deckungsvorlagen. Die
Militärvorlage mußten wir ſelbſtverſtändlich ablehnen. Wäre
ſie angenommen worden, und hätte ſich der Reichstag erſt dann
an die Beratung der Deckungsvorlagen gemacht, ſo wäre noch
immer ein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen der Militär-
vorlage und den Deckungsvorlagen vorhanden geweſen. Jedoch

hat dieſer Zuſammenhang nichts mehr damit
zu tun, ob die Militärvorlage angenommen
wird oder nicht. Wie wir uns auch zu der Deckung der
Militärausgaben ſtellen, unter allen Umſtänden müſſen die
Ausgaben in der einen oder anderen Weiſe gedeckt werden, ent
weder durch die eine oder andere Steuer oder durch Anleihen.
Hierzu allein haben wir mit unſerer Stimme zur Deckungs-
vorlage in dieſem Zuſammenhang der Dinge Stellung zu
nehmen und werden uns daher für die Art der Deckung ent-
ſcheiden, die am beſten unſern Grundſätzen entſpricht.

Jetzt das Gegenſtück dazu: Die Militärvorlage iſt zwar
äußerlich von der Deckungsvorlage getrennt, jedoch laſſen die
Mehrheitsparteien die Abſtimmung über die Militärvorlage
nicht zu, bevor eine Verſtändigung über die Deckungsvorlage
erzielt iſt. Hier iſt die Trennung der Militärvorlage rein
äußerlich; tatſächlich bilden beide Vorlagen ein Ganzes.

Wenn in einem ſolchen Falle die Sozialdemokraten ſich an
der Verſtändigung ausdrücklich oder ſtillſchweigend beteiligen,
wirken ſie damit zugleich auch für die Annahme der Militär-
vorlage. Das dürfen ſie nicht.
ſolchen Falle ſelbſt gegen eine Deckungsvorlage ſtimmen, die an
ſich den ſozialdemokratiſchen Grundſätzen entſpricht. Jch ge
lange demnach zu dem Schluß: Wir müſſen auch gegen
jede Deckungsvorlage ſtimmen, die tatſächlich

ganz abgeſehen von dem äußeren Zuſam-
menhang die Vorausſetzungfürdie Annahme
einer Militärvorlage iſt.

Hiergegen kann eingewendet werden, daß zu unterſcheiden iſt,
ob wir mit unſeren Stimmen den Ausſchlag geben oder nicht.
Sind unſere Stimmen notwendig, um eine Mehrheit für die
Deckungsvorlage zuſammenzubringen, dann hat es einen guten
Sinn, wenn wir gegen eine an ſich annehmbare Deckungsvor
lage ſtimmen wir verhindern ja damit ſchließlich die An-
nahme der Militärvorlage.

Anders dagegen, wenn die bürgerlichen Parteien allein be
reits die Mehrheit für die Deckungsvorlage ſtellen. Dann kann
unſere Stimme gegen die Deckungsvorlage doch nicht die An
nahme der Militärvorlage verhindern; dann hat unſere
Stellung gegen die Deckungsvorlage keinen Sinn mehr; dann
bringt ſie nur uns mit unſerem Programm in Widerſpruch.

Unſer Programm verpflichtet uns aber nicht zur Annahme
einer ſozialiſtiſchen Steuer unter allen Umſtänden. Die An
nahme der Deckungsvorlage mit ſozialiſtiſchen Steuern iſt in
dieſen Fällen für die bürgerlichen Parteien nur die Voraus-
etzung für die Annahme der Militärvorlage. Und das dürfen

Daher müſſen ſie in einem

wir nicht mitmachen. Wir müſſen vielmehr durch die Ab-
lehnung der Deckungsvorlage in dieſen Fällen Stellung dagegen
nehmen, daß Beſitzſteuern beſchloſſen werden, damit dann auch
die Militärvorlage angenommen werden kann.

Es kann nun aber auch der entgegengeſetzte Einwand gemacht
werden. Die bürgerlichen Parteien können entſchloſſen ſein,
die Militärvorlage unter allen Umſtänden anzunehmen. Dann
handelt es ſich für ſie nur noch darum, ob ſie ſich zur Deckung
der Militärausgaben mit uns über Beſitzſteuern nach unſeren
Grundſätzen oder mit den Konſervativen über indirekte Steuern
auf notwendige Gebrauchsgegenſtände verſtändigen.

Hier iſt der wichtigtere Fall gerade der, wenn unſere Stim-
men entſcheidend ſind. Geben wir mit unſern Stimmen den
Ausſchlag gegen die Beſitzſteuern, dann zwingen wir die
bürgerlichen Parteien geradezu, die Militärausgaben durch
neue indirekte Steuern zu decken.

Dieſer Einwand iſt deshalb von großer Bedeutung, weil er
über den bisher
richtig wäre, uns zwingen müßte, ſogar für die Militärvorlage
zu ſtimmen, die mit einer Deckungsvorlage nach unſern Grund-
ſätzen durch ein Mantelgeſetz verbunden iſt. Hier gilt derſelbe
Beweis wie im vorigen Falle: Lehnen wir dieſe Militärvor-
lage ab, dann zwingen wir die bürgerlichen Parteien und die
Regierungen zur Annahme einer Militärvorlage, die mit in-
direkten Steuern durch ein Mantelgeſetz verbunden iſt. Auch
hier hätten wir dann durch unſere Stimmen nicht für oder
gegen die Militärvorlage, ſondern nur für oder gegen Beſitz
ſteuern oder indirekte Steuern entſchieden.

Dieſer Zuſammenhang der beiden Fälle muß uns ſchon auf
den erſten Blick ſtutzig machen. Wir ſollen in einem ſolchen
Falle ſogar für eine Militärvorlage ſtimmen hier kann nicht
alles in Ordnung ſein.

Jn der Tat iſt hier die Hauptſache überſehen. Weshalb wollen
die bürgerlichen Parteien und die Regierungen ſich mit uns
über Beſitzſteuern verſtändigen? Wenn ſie könnten, wie ſie
wollten, würden ſie wie früher die Laſten durch indirekte
Steuern möglichſt auf das arbeitende Volk abwälzen. Aber ſie
wagen es nicht mehr. Sie wollen ſich die Annahme der Mili-
tärvorlage er leichtern dadurch, daß ſie zu ihrer Entſchuldi-
gung wenigſtens die Koſten durch Beſitzſteuern decken.

Unſere Aufgabe kann es aber nicht ſein, den bürgerlichen
Parteien die Annahme der Militärvorlage zu erleichtern; wir
müſſen ihnen vielmehr ihr Vorhaben erſchweren, ſo viel es uns
irgend möglich iſt. Deshalb müſſen wir die Deckungsvorlage
in beiden Fällen ablehnen.

Der Krieg in Mazedonien.
Es iſt etwas ſtiller geworden auf dem Kriegsſchauplatze: die

„Sieges“meldungen gehen ſpärlicher ein. Aber auch den
wenigen und höchſt unzuverläſſigen Nachrichten kann man ent-
nehmen, daß noch mehrere Tage vergehen werden, ehe es zu
einer Entſcheidungsſchlacht kommt. Das bulgariſche Regie
rungsblatt Mir ſchreibt geheimnisvoll: „Nach den bisherigen
Operationen iſt vorausſichtlich, daß der jetzige Krieg länger
dauern wird, als man anfangs erwartete. Man erwartet ent
ſcheidende Operationen in den nächſten Tagen. Solange muß
die Bevölkerung Geduld haben und an den Erfolg der bul-
gariſchen Waffen glauben Das Jntereſſe der Geheimhaltung
der Operationen erfordert die Nichtveröffentlichung eines aus-
führlichen Berichts.“

Da kann man ſich alles mögliche dabei denken; hoffnungs
freudig klingt dieſe Erklärung aber ſicher nicht! Daß man auch
in Sofia, trotz der Verſjicherung, daß der „Geiſt der Zuverſicht“
im Volk und Heer nicht gelitten habe lieber heute als
morgen Frieden ſchließen würde, geht deutlich genug aus der
Note hervor, die die bulgariſche Regierung an die Großmächte
gerichtet hat. Jn dieſer Note verwahrt ſie ſich gegen den Vor
wurf, den Ausbruch des Krieges verſchuldet zu haben, und
ſchiebt Serbien und Griechenland die Verantwortung zu.
Gleichzeitig erklärt Bulgarien ſich bereit, auf Grund des Ver-
trages über eine friedliche Löſung des Kon-
fliktes zu verhandeln.

Kampfpauſe.
Wien, 9. Juli. Die Neue Freie Preſſe meldet aus Bel

grad: Der Umſtand, daß das Kampffeld mit Tauſenden von
Toten und Verwundeten beſät iſt und in Jſtip die Cholera
wütet, hat das ſerbiſche Armeekommando veranlaßt, eine
Operationspauſe eintreten zu laſſen, um die Ver-
wundeten aufzunehmen und die Toten zu beerdigen und hier-
durch die Verbreitung der Cholera zu verhüten.

Jſtip von den Serben ervobert.

Wien, 9. Juli. Aus Semlin wird telegraphiert: Seit
geſtern früh hat der Kampf um Jſtip wieder begonnen. Der
Kampf dauert noch fort und ſoll ſich für die Serben günſtig
geſtalten. Der linke bulgariſche Flügel bei Jſtip wurde gegen
Pecevo geworfen. Jſtip wurde von den Serben eingenommen,
die große Kriegsbeute machten.

Berlin, 9. Juli. Der National-Zeitung wird von der
ſerbiſchen Geſandtſchaft mitgeteilt, daß die amtliche Beſtäti

be handelten Fall hinausgeht und, falls er

gung der Einnahme von Jſtip durch die Serben ſoeben einge
troffen iſt. Die Bulgaren ſind ungefähr 35 Kilometer ſüdöſtlich
in der Richtung auf Karowolage zurückgedrängt worden, ziehen
ſich auf Radowitſche und Betſchowo zurück, verfolgt von den
nunmehr vereinigten ſerbiſchen und griechiſchen Truppen.

Griechen und Serben vereinigt?
Wien, 9. Juli. Die Südſlawiſche Korreſpondenz meldet aus

Belgrad: „Offiziös wird mitgeteilt, daß es der ſerbiſchen
Heeresleitung gelang, Fühlung mit den griechiſchen Truppen
zu gewinnen; Einzelheiten werden aus taktiſchen Gründen
nicht veröffentlicht.“

Bulgariſche Siegesmeldungen
So fia, 10. Juli. (Agence Bulgare). Die bulgariſchen

Truppen haben geſtern ſäntliche Angriffe der ſerbiſchen
Truppen auf der Front Sultan Tepe-Pataritza unter enormen
Verluſten für die Serben zurückgeſchlagen. Die Bulgaren
machten ſodann einen Gegenangriff und ſchlugen die Serben
in die Flucht. Die bulgariſchen Truppen, verfolgten den
Feind, der ſich gegen Egripalanka zurückzieht. Auch bei
Kotſchang wurden die Serben mit beträchtlichen Verluſten
zurückgeſchlagen, ebenſo auch die Angriffe des linken griechi-
ſchen Flügels im Norden von Doiran. Jm Oſten am rechten
Ufer des Struma operierten die griechiſchen Truppen ſchwach.

Die Vernichtung der ſerbiſchen Timokdiviſion
durch angreifende bulgariſche Kolonnen weſtlich von Küſtendil
hat ſich, wie aus Sofia berichtet wird, in allen Einzelheiten
beſtätigt. Bemerkenswert iſt auch die Tatſache, und
beſonders fremde Beobachter drücken ſich dahin aus, daß die
Vernichtung der ſerbiſchen Kolonne auf bulgariſchem Boden
das Werk der jüngſten, erſt im Dezember 10912
ein geſtellten Mannſchaften war.

Die griechiſchen Erfolge.
At hen 19. Juli. Der Kriegsminiſter gibt folgende Nach

richten bekannt: 1. Die griechiſchen Truppen haben geſtern die
Päſſe des Belaſitza-Gebirges lebhaft angegriffen. Die Bul-
garen leiſten energiſchen Widerſtand, wurden jedoch Schritt
für Schritt zurückgedrängt. Wir hatten bereits einige Päſſe
genommen, als der Anbruch der Nacht den Kampf unterbrach.
2. Unſere Truppen verfor, en den Feind auf ſeinem Rückzuge
nach Petritſch durch die Engen des Strumitzatales. Jnfanterie
hat vom Feinde mit Artillerie beſetzte Hügel heftig ange-
griffen, Gefangene gemacht und fünf Kanonen und ein
Maſchinengewehr erobert. 3. Griechiſche Truppen, die von
Doiran her auf Strumitza vorrücken, näherten ſich den
Schittzengräben des Feindes in der Nacht bis auf 200 Meter.
Ein heftiger Angriff bei Tagesanbruch zwang die Feinde, ihre
Stellungen unter großen Verluſten zu räumen, wobei ſie in
haltloſer Flucht Gewehre, Munition und Ausrüſtungsgegen-
ſtände fortwarfen. Die griechiſchen Truppen ſetzten ihren
Vormarſch fort und erreichten Koſturinag, eine ſtarke, hochge-
legene Stellung von großer ſtrategiſcher Wichtigkeit.

Numänien und Bulgarien.
Bukareſt, 9. Juli. Jn dem Verhältnis zwiſchen Rumä-

nien und Bulgarien iſt keinerlei Aenderung eingetreten und
auch keine Jntervention erfolgt. Regierungskreiſe erklären,
das, was ſich abſpiele, ſei keine Parademobiliſation. Man
nimmt hier an, daß Bulgarien der Beſetzung der Linie Balt-
ſchik-Duducaia durch Rumänien keinerlei Widerſtand entgegen
ſetzen werde. Die Abtretung dieſer Linie ſei aber noch nicht
der Friede.

Der Wärger Cholera.
Belgrad, 9. Juli. Amtlich wird bekannt gegeben, daß in

zwei Belgrader Spitälern Verwundete an Choleraer-
krankt ſind und in bereitgeſtellten Cholerabaracken über
führt wurden. Es wurden die ſtrengſten Maßnahmen zur
Jſolierung aller mit den Erkrankten in Berührung gekommenen

Perſonen getroffen.
Athen, 9. Juli. Die Verſchleppung der Cholera nach

Athen durch bulgariſche Gefangene ruft große Beſorgnis her
vor, um ſo mehr, als im Piräus auf dem Transportdampfer
Sappho unter bulgariſchen Soldaten bereits 17 Cholera-
fälle feſtgeſtellt wurden, von denen vier tödlich verliefen.
Der Dampfer wurde ſofort nach Trikeri (Theſſalien) geſchickt,
wo die erkrankten Soldaten iſoliert wurden.

Politiſche Ueberficht.
Halle (Saale), den 10. Juli 1918.

Fort mit der militäriſchen Schreckensjuſtiz!
Das furchtbare 9Zuchthausurteil des Srfurter

Kriegsgerichts hatte auf den Reichstag einen ſo ge
waltigen Eindruck gemacht, daß er noch in ſeiner letzten Sitzung
vor den Ferien nahezu einmütig einem Kompromißantrage
aller großen Parteien zuſtimmte, in dem verlangt wird, daß
bei Verbrechen des militäriſchen Aufruhrs, bei Meuterei uſw.
in minder ſchweren Fällen die Mindeſtſtrafe, die jetzt fünf
Jahre Zuchthaus beträgt, bis auf ſechs Monate bezw. ein Jahr
Gefängnis ermäßigt werden kann. Jetzt kommen ſelbſt liberale
Blätter zu der Anſicht, daß der Antrag wohl einen Schlag ins
Waſſer bedeuten wird. Das richtigſte wäre geweſen, der Reichs
tag hätte die Aufhebung der Beſtimmungen verlangt, nach
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welchen die zur Kontrollverſammlung einberufenen Perſonen
am Tage der Kontrollverſammlung überhaupt nicht unter den
Militärgeſetzen ſtehen. Die Voſſ. Ztg. bemerkt in einem Ar-
tikel über dieſe Materie: „Die herrſchende Lehre, wonach
Reſerviſten und Landewehrleute als „zum Dienſt einberufene“
aktive Soldaten zu behandeln ſeien, auch wenn die Kontroll
verſammlung vorüber iſt, ift von hervorragenden Militär
juriſten nachdrücklich angefochten worden. Sie alle behaupten,
die zur Kontrollver ſammlung einberufenen Perſonen ſeien
nicht „zum Dienſt“ einberufen, könnten alſo auch nicht, wenn
der Zweck der Verſammlung erfüllt iſt, bis zum Ablauf des
Tages als aktive Militärperſonen behandelt werden. Das
Notgeſetz, das der Reichstag am letzten Tage ſeiner Seſſion
beſchloſſen hat, iſt an ſich gut und nützlich; aber es iſt nicht aus
reichend. Und es würde ſich, kommt nicht die Aenderung des
F 36 des Reichsmilitärftrafgeſetzes hinzu, wenigſtens inſoweit
es drakoniſche Urteile, wie die Erfurter, verhüten ſoll, nur zu
leicht als ein Verſuch mit untauglichen Mitteln erweiſen.“

Es iſt bedauerlich, daß die Erkenntnis hierüber erſt ſo ſpät
komeit.

Gegen Kröcher und Oertzen!
Jn Salzwedel-Gardelegen, dem Wahlkreiſe Jor-

dan von Kröchers, des edlen Junkers und ehemaligen Drei-
klaſſenhauspräſidenten, findet am heutigen Donnerstage die
Stichwahl ſtatt, und morgen, Freitag, wird es ſich ent-
ſcheiden, ob der Wahlkreis Zauch-Belzig künftig durch den
Konſervativen v. Oertzen oder den Genoſſen Ewaldt- Berlin
im Reichstage vertreten ſein wird. Jn beiden Wahlkreiſen
ſteht es um die Sache der Edlen nicht zum Beſten, und den
konſervativen Herrſchaften dürfte es gar ſchwül zumute ſein.
Obgleich ſich der konſervative „Gegenkandidat“, Amtsvorſteher
Schulz-Ritze, mit aller Macht für den biederen Jordan
von Kröcher ins Zeug legt, iſt es doch ſehr fraglich, ob dieſer
„ſtarke Mann“, für den die Sozialdemokratie nur „Objekt der
Geſetzgebung“ iſt, ſeinen Reichstagsſitz wieder einnehmen wird.
Von dem Wunſche erfüllt, dieſen brutalen Herrenmenſchen,
wenn irgendmöglich, aus dem Reichstage fernzuhalten, werden
die ſozialdemokratiſchen Wähler des Kreiſes für den national-
liberalen Bauernbündler Dr. Böhme ſtimmen. Jn dem vom
ſozialdemokratiſchen Kreiswahlkomitee erlaſſenen Aufruf
heißt es:

„Dr. Böhme hat in der öffentlichen Verſammlung am 1. Juli
in den Sieben Linden in Salzwedel ſeinen Standpunkt zu
unſern Stichwahlforderungen dargelegt. Dabei haben wir
die Ueberzeugung gewonnen, daß, wie die Dinge im Wahl-
kreis liegen, die Sozialdemokratie in der Stichwahl für
Dr. Böhme und gegen v. Kröcher ſtimmen muß.
So richten-wir an euch alle, die ihr für den Genoſſen Berge-
mann eure Stimme abgegeben habt, das Erſuchen, am Stich-
wahltage Mann für Mann anzutreten, um den Junkern
der Altmark eine Niederlage zu bereiten,
indem ihr eure Stimme reſtlos Dr. Böhme gebt.“

Wenn dieſe Loſung von den ſozialdemokratiſchen Wählern
befolgt worden iſt, dann dürfte Kröcher ſein Mandat bereits
verloren haben

Viel unſicherer iſt aber noch das des Reichsparteilers von
Oertz en im Wahlkreiſe Zauch-Belzig-Jüterbog-
Luckenwalde. Hier alles von der Haltung der
Fortſchrittler ab. Enthalten ſie ſich nur der Stimme,
dann iſt die Wahl des Genoſſen Ewald, der v. Oertzen um mehr
als 2000 Stimmen voraus iſt, unbedingt geſichert. Die Leitung
der Fortſchrittspartei hat folgende offizielle Wahlparole
in der Freiſinnigen Zeitung veroffentlicht:

„Jm Reichstagswahlkreis Zauch-Belzig-
Luckenwalde haben am kommenden Freitag die Wähler
in der Stichwahl darüber zu entſcheiden, ob der künftige
Vertreter des Wahlkreiſes der Rechten oder der Linken
des Reichstages angehören ſoll. Bei den allgemeinen
Wahlen im vorigen Jahr galt die Stichwahlparole: Keine
Stimme einem Kandidaten der Rechtspar-
teien! Seit dem vorigen Jahr iſt keine ins Gewicht
fallende Aenderung der Parteigruppierung einge-
treten. Eine weitere Stärkung der Linken iſt
dringend geboten, insbeſondere im Hinblick auf die
kommenden Kämpfe auf wirtſchaftlichem Gebiet. Jm Ein-
verſtändnis mit den führenden Vertrauen s-
männern des Wahlkreiſes empfehlen wir daher den An-

Kleines Feuilleton.

Die erſte franzöſiſche Gartenſtadt.
Die Pariſer Wohnungsverhältniſſe ſind vielleicht noch trau-

riger als die irgend einer anderen Großſtadt: die Bodenvpreiſe
und infolgedeſſen die Mieten ſind noch höher als in Berlin;
eine durch gute Verbindung erleichterte Ausdehnung in die
Vororte, wo noch gute Luft und erträgliche Wohnverhältniſſe
zu finden ſind, iſt in der franzöſiſchen Metropole bis jetzt noch
viel weniger durchgeführt worden als in der deutſchen. Um ſo
begrüßenswerter iſt der erſte Verſuch der Gründung einer
Gartenſtadt in der Nähe von Paris, der freilich nur einer ganz
beſchränkten Zahl von Familien Hilfe bringen kann und des-
halb vorwiegend propagandiſtiſchen Wert hat.

Der Verſuch wird unternommen von einer im Jahre 1909
gegründeten, hauptſächlich aus Arbeitern und Angeſtellten be-
ſtehenden Geſellſchaft. Unter Ausnützung einer Anzahl dem
gemeinnützigen Wohnungsbau außerordentlich günſtigen Ge-
ſete gelang es ihr im Jahre 1911 in Draveil, dem Orte
des tragiſchen Endes von Paul Lafargue und der Tochter
Karl Marx ein wunderſchönes Grundſtück für den Preis von
385 000 Frank zu erwerben. Das Grundſtück iſt 20 Kilometer
von Paris entfernt und mit der Bahn in 20 Minuten zu er-
reichen. Es beſteht aus einem großen Park, in deſſen Mitte
ſich ein altes, aber ſehr ſolide gebautes Schloß befindet, in dem
alle genoſſenſchaftlichen Einrichtungen der künftigen Garten-
ſtadt, wie Verkaufsläden, Bäckerei, Fleiſcherei, Lehr- und
Schulſäle, Feſtſaal uſw., untergebracht werden ſollen. Ein
bereits vorhandener Gemüſegarten wird durch eine Ackerbau-
genoſſenſchaft bewirtſchaftet, die ihre Erzeugniſſe ſpäter direkt
an die Mitglieder liefern wird. Der Grundſtückspreis konnte
dadurch noch um 35 000 Frank ermäßigt werden, daß eine im
Speiſeſaal des Schloſſes befindliche altertümliche Holzverklei-
dung verkauft wurde. Das Grundſtück bietet Raum für 300
bis 400 Familienhäuſer mit Gärten. Es ſind jedoch bereits

ei weitere an den Park grenzende Grundſtücke zum Ankauf
in Ausſicht genommen, ſo daß noch mehr Familien berückſich-
tigt werden können.

Die Aktien à 100 Frank ſind von zweierlei Art, ſolchen, die
den Wert der einzelnen Bauſtelle repräſentieren und ſolchen
die den Anteil an dem Gemeindebeſitz entſprechen. Jedes Mit-
glied muß mindeſtens 10 Aktien erſter und 5 zweiter Kate-
gorie zeichnen, von denen die erſteren vollſtändig, die letzteren
zu 40 Prozent einzuzahlen ſind. Das Mitglied hat Anrecht
auf ein Grundſtück von 500 bis 1000 (1500, wenn Bäume dar-
auf ſtehen) Quadratmeter, wobei ſich der Quadratmeter auf
2,40 Frank ſtellt. Die Verteilung der Bauplätze erfolgt wahr
weiſe und nach der r des Beitritis. Von dem Kauf-preiſe muß ein Viertel gleich und der Reſt in Mongts raten

hängern der Fortſchrittlichen Volkspartei, bei
der Stichwahl am Freitag dem freikonſervativen
Kandidaten der Rechtsparteien und des Bundes
der Landwirte jegliche Unterſtützung zu ver-
ſagen.“

Viel iſt das ja nun gerade nicht, aber allzuviel darf man
von den Fortſchrittlern nun auch nicht verlangen. Daß ſie ihre
Anhänger etwa öffentlich klar und unzweideutig auffordern
ſollten, den Sozialdemokraten zu wählen, dazu reichen ihr
Liberalismus und ihre Courage eben nicht aus! Beſonders
nicht der „Freiſinn“, der in der Freiſinnigen Zeitung vertreten
wird. Erſt das Berliner Tageblatt und die Berliner Volks-
zeitung müſſen der offiziellen fortſchrittlichen Wahlparole eine
deutlichere Erklärung geben. Das B. T. ſchreibt: „Da die
Wahlparole der Fortſchrittler außerdem ausdrücklich eine
weitere Stärkung der Linken für duingend

geboten“ erachtet, ſo kann für die fortſchrittlichen Wähler
von Zauch-Belzig-Jüterbog-Luckenwalde nur die eine Entſchei-
dung in Frage kommen, dieſe dringend gebotene Verſtärkung
der Linken mit dem Stimmzettel für den Sozialiſten Ewald
herbeizuführen.“

Und die B. V. ſagt:
Es genügt nicht, daß ſich die Freiſinnigen in Zauch-

Belzig der Stimme enthalten ſie müſſen vielmehr Mann
für Mann für Ewald zur Wahlurnegehen, da-
mit jede Gefahr einer Mobilmachung konſervativer Reſerven
mit Hilfe der üblichen konſervativen Machtmittel von frei-
ſinniger Seite im Keime erſtickt wird.“

Was im Reichstage immer noch das Wichtigſte iſt,
die Schwächung der Rechten, das kann nur erreicht werden,
wenn auch die Entſcheidungswahl in Zeuch-Belzig dazu be
nutzt wird, der Rechten ein Mandat zu entreißen und es der
Linken zu verſchaffen. Dieſer politiſchen Notwendigkeit
beuge ſich am Freitag jeder Freiſinnige im Wahlkreiſe Zauch-
Belzig! Dieſe Notwendigkeit erkenne jeder Freiſinnige des
Wahlkreiſes an, indem er in die Urne einen Stimmzettel für
Ewald verſenkt!

Wer unſere Fortſchrittler kennt und wer da weiß, daß
ihnen 1912 der Konſervative v. Oertzen in Zauch-Belzig ſein
Reichstagsmandat zu verdanken hat, der wird ſich ſo kühnen
Erwartungen wie die B. V. nicht hingeben!

Die Nationalliberalen haben ſelbſtverſtändlich die
Parole ausgegeben: für Oertzen. Die paar Männlein werden
natürlich das Kraut nicht fett machen. Der dicke Oertel von
der ograriſchen Deutſchen Tageszeitung läßt denn auch ſchon
alle Hoffnung auf Rettung der beiden konſervativen Reichs-
tagsm ate ſchwinden. Er redet von „Wahlſchacher“ und
tobt und wettert nach allen Seiten, daß es eine Art hat. Was
ſoll das erſt werden, wenn die beiden Junker in Salzwedel-
Gardelegen und in Zauch-Belzig die Treffen verlieren

Zentrum, Regierung und Militärvorlage.
Die Kölner Korreſpondenz kündigt in ihrer neueſten Num-

mer (28) an, daß das katholiſche Volk dem Zentrum bei künf-
tigen Wahlen noch weit mehr als bisher ſeine Grundſatz-
loſigkeit und ſein Rennen nach der Gunſt der Regie
rung heimzahlen werde. Zunächſt erinnert die Koöolner
Korreſpondenz daran, wie ſie, als die erſten Anzeichen der
Wehrvorlage in der Preſſe erſchienen, im voraus die Komödie
geſchildert hat, die das Zentrum dieſer Vorlage gegenüber
aufführen werde, und die es nunmehr zu Ende geſpielt habe:
„Zuerſt Entrüſtung, dann Ablehnung der Vorlage, weil ſie
überflüſſig ſei, dann bedingte Annahme, ſchließlich glatte Be
willigung!“ Jn der Septennatszeit, ſo ſchreibt die Kölner
Korreſpondenz weiter, als Windhorſt noch lebte, mußte der
Papſt die Zentrumsfraktion bewegen, gegen ihren Willen
durch Stimmenthaltung die Regierungsvorlage zu ſichern.“
Seither aber habe das Zentrum unter Kölner Regie für die
Bedürfniſſe der deutſchen Wehrkraft zu Waſſer und zu Lande
„ein wachſendes Verſtändnis gezeigt.“ Schon die große
Militärvorlage unter Caprivi würde ohne den Widerſtand der
ſüddeutſchen Zentrumselemente gleich im erſten Anlauf be-
willigt worden ſein; da aber die Süddeutſchen mit baju-
variſcher Derbheit einen offenen Krach in ſichere Ausſicht
ſtellten, hätten die Oberregiſſeure der „braven Wählerſchaft
klar gemacht, daß die Begründung der Vorlage mit der Gefahr
eines Krieges nach zwei Fronten eitel Bangemacherei“ ſei.
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von 20 bis 60 Frank bezahlt werden. Nach vollſtändiger Ab
zahlung des Bauplatzes wird von der Geſellſchaft mit Hilfe
dec geliehenen ſtaatlichen Gelder das Haus errichtet, wobei je-
doch die Bedürfniſſe und der Geſchmack des Mitglieds berück-
ſichtigt werden. Durch allmähliche Abzahlung der Baukoſten
wird das Mitglied Eigentümer des Hauſes. Sein Eigentums-
recht iſt aber inſofern gebunden, als er das Haus nur an die
Genoſſenſchaft verkaufen darf. Dafür iſt die Genoſſenſchaft
auch verpflichtet, es ihm jederzeit abzunehmen, wobei der Preis
durch eine Abſchätzungs kommiſſion beſtimmt wird.

Die Bauvorſchriften ſichern den gartenſtadtartigen Charak
ter der Siedelung und verhindern die Verwüſtung des vor-
handenen prächtigen Baumbeſtandes. Aller Vorausſicht nach
wird die Draveiler Gartenſtadt eine der reizvollſten werden,
die es bis jetzt überhaupt gibt.

Die Goldgräber von Johannesburg.
Jn den Randminen von Johannesburg in Transvaal hatten

die Bergleute den Generalſtreik erklärt. Wenn man lieſt oder
hört, daß in den Goldfeldern von Transvaal noch Geld zu ver
dienen iſt, daß ſogar ungeheuer Geld zu verdienen iſt, im
hinterlaſſenen Königreich des Cecil Rohdes, in der blutgetränk-
ten, früheren Heimat der Buren, wird ſich mancher Europäer
fragen: Warum ein Streik? Sind die Goldgräber vom Odem
des Goldes ſo angeſteckt, daß ſie immer begieriger werden
wollen ſie etwa noch mehr verdienen als die Magnaten? Da
kommt jetzt zur rechten Zeit ein Buch: Die Reiſe nach Afrika,
von Emil Ludwig (bei S. Fiſcher, Berlin), das mit einigen
kurzen, aber faſt den Atem benehmenden Sätzen Aufſchluß
gibt, wie der Blendendſte, aber auch teufliſchſte Götze unſerer
kapitaliſtiſchen Zeit geboren wird. Nach einer eingehenden
Schilderung des gefühlloſen, luxuriöſen Geſellſchaftslebens, die
mit der Kulturrechnung (Jmport für 1904) Tabak und Alkohol
625 000 Pfund Sterling, Bücher 70 000 Pfund Sterling, Tep-
pichze, Bilder uſw. 45 000 Pfund Sterling abſchließt, redet er
im folgenden Kapitel von den Miners: Sie ſehen aus: troſt-
los, verwegen. An dieſem Abend (Samstag) überſchwemmen
Tauſende von Miners die innere Stadt, föllen die Bioſkope,
Varietés, Bars. die Läden, die bis 10 Uhr geöffnet ſind. Miners
ſind die Aufſeher der Schwarzen in den Minen und die be-
ſorgen das Sprengen. je kommen nach Afrika, ohne je unter
Tag geweſen zu ſein, lernen ein halbes Jahr in der Mine und
werden ſchon während dieſer Zeit bezahlt. Nachher verdienen
ſie ſechzig bis einhundertzwanzigtauſend Pfund im Monat,
d. h. 25000 Mk. im Jahr. Die „ungeheuren“ Löhne haben
ihren Grund: die meiſten arbeiten ſich raſch zu Tode. Der
feine Staub des zerſprengten und zermalmten Erzes legt ſich
auf ihre Lungen, die werden phthiſiſch, nach zwei, drei Jahren.
Nach ſechs Jahren ſind ſie meiſtens hin. So weit Ludwig.
D alſo iſt der Odem des Goldes an ſeiner Quelle: Elend
und Aufzehrung kurze berauſchende Galgenfriſt für die Gold-
graber. Kieriger, brutaler Tanz um ein goldenes Kalb, ſo
ſind die Magnaten und Ausbeuter. Wie ſagt doch Rainer

Wenn auch die ſüddeutiſchen Eigenbrötler noch nicht alle ge
worden ſeien, ſo könnten ſich die „Köln-Gladbacher“ auf die
mittlerweile total verkölniſchten Unterführer verlaſſen, und
„darum wird bewilligt, und die Regierungkann ſich von der Befähigung des Zentrums zum Regie
ren immermehrüberzeugen.“ Regieren heiße l avi e
ren, und wer lavieren wolle, dürfe in ſeiner Bewegungsfrei-
heit durch Prinzipien nicht be hindert werden.
Prinzipien aber kenne das Kölner Zentrum nicht, keine religiö-
ſen und keine wirtſchaftlichen, „denn es iſt die Partei aller
wirtſchaftlichen Jntereſſen, die alle miteinander nach dem
Rezept des Jntereſſenausgleichs vertreten werden ſollen,
alſo eine Limsnadenpartei, wie die Regierung
ſie gerade braucht.“ Wenn dieſe Prinzipienloſigkeit der
gegenwärtig maßgebenden Zentrumskreiſe dem katholiſchen
Volke zum Bewußtſein komme, dann ſei das Ende des
Zentrums nahe. Ein großer Teil der deutſchen Katho-
liken ſtimme nicht etwa für das Zentrum, weil es vor zwei
Jahren eine halbe Milliarde neuer Steuern und jetzt die Wehr
vorlage mit einer ganzen Milliarde bewilligte, auch nicht wegen
der Phraſe vom Jntereſſenausgleich und nicht wegen der
anderen Phraſe von der gemeinſamen chriſtlichen Weltanſchau-
ung, ſondern das Volk halte das Zentrum immer noch für die
Partei der katholiſchen Weltanſchauung, die es aber nach der
Erklärung des Dr. Porſch und der anderen Bachemiten nicht
ſei. Wenn nach der Anſicht dieſer Herren das Zentrum nicht
nach katholiſcher Elle meſſe, das katholiſche Volk aber meſſe
danach und werde die Zentrumskandidaten und die ganze
Partei danach meſſen. Jn Köln, Düſſeldorf und anderen
Plätzen hätten bei den letzten Reichstagswahlen „ganze
Gruppen katholiſcher Handwerker und Ge-
werbetreibender, die bisher entſchiedene Zentrums-
anhänger waren, nicht mehr fürs Zentrum geſtimmt, weil ſie
ſich ſagten: Das Zentrum will mit unſerer religiöſen Ueber-
zeugung nichts zu tun haben, und unſere wirtſchaftlichen
Intereſſen werden ebenſogut oder noch beſſer durch andere
Parteien vertreten“. Der Artikel der Kölner Korreſpondenz
ſchließt:

„Wenn wir dasſlebe Schauſpiel bei den künftigen Wahlen
erleben, dann wird daran ein gewiſſes Strebertum ſchuld
ſein, welches bei vollkommener Grundſatzloſig-
keit nichts anderes ſucht, als die Gunſt der
Regierung, bei jeder Wehr- oder Steuervor-
lage aber den Wählern eine Entrüſtungs-
komödie vorgaukelt.“

Die Kennzeichnung, die hier dem in der Tat völlig grund-
ſatz- und gewiſſenloſen Zentrum widerfährt, trifft faſt in allen
Einzelheiten ſo ſehr ins Schwarze, daß man hinter dem
Artikelſchreiber einen der intimſten Kenner der zentrümlichen
Gaunerpolitik, einen Mann vermuten muß, der lange Jahre
mit dabei geweſen iſt, wenn die Zentrumsführer das getäuſchte
Volk immer wieder an die Junkerregierung verkauft haben.

Der Kampf gegen den Arbeiterturnerbund
wird jetzt auch ſchon in Württemberg nach echt preu
ßiſcher Art geführt. Die Schulbehörden gehen ſo weit, den
Schülern ſogar den Beitritt zu den Zöglingsabteilungen des
Arbeiterturnerbundes zu verbieten. Am Dienstage kam es
dieſerhalb zu einer ſcharfen Debatte im Landtage, wo
unſere Genoſſen eine Jnterpellation über den Gegen
ſtand eingebracht hatten. Bei der Begründung der Jnter-
pellation wies Genoſſe Heh mann nach, daß das Vorgehen
der Schulbehörden jeder rechtlichen Grundlage entbehre. Der
Kultusminiſter behauptete demgegenüber, bei den höheren
Schülern ergebe ſich das Recht der Verwaltung zu ihrem Ver-
fahren aus der Unterwerfung der Schüler unter die Schulord-
nung, bei den Volksſchulen aus dem Volksſchulgeſetz, das die
Pflege der ſittlichen Erziehung vorſchreibe. Der Arbeiter-
turnerbund treibe ſozialdemokratiſche Politik; Politik ſolle aber
überhaupt aus der Schule ferngehatten werden, darum ſei das
Einſchreiten der Schulbehörden berechtigt. Der Staat habe
gegen die politiſche Verhetzung der Jugend mit allen Kräften
den Kampf zu führen. Nach dieſer Antwort ſetzte Genoſſe
Heymann dem Miniſter auseinander, daß gerade durch die Re
gierung der politiſche Kampf in die Schule getragen werde.
Nach rechtsgültigen Gerichtsentſcheidungen gelte ſelbſt in
Preußen der Arbeiterturnerbund nicht als politiſche Organi
ſation. Politiſche Betätigung ſei der deutſchen Turnerſchaft

Maria Rilke „aber das Glück iſt nicht mitihnen
Der Neger in den Vereinigten Staaten.

Faſt ein halbes Jahrhundert iſt über die Negerbefreiung da-
hingegangen, und über einige Reſultate der SklavenEmanzi
pation kann man jetzt ſchon ein Urteil fällen oder zum minde-
ſten einige ins Auge ſpringende Punkte konſtatieren. Einer
dieſer Punkte iſt die Tatſache, daß die „Freiheit“, die der
Neger in den Nordſtaaten, beſonders in Neuyork beſitzt, nur
ironiſch ſo genannt werden kann. Es iſt wahr, er iſt an keinen
Beſitzer gebunden, er wird mit Miſter angeredet, er hat das
Bürgerrecht und trotzdem wird es ihm in den Nordſtagaten
bald unmöglich ſein, ein Fortkommen zu finden. Die Stel
lungen, Berufe und Tätigkeiten, in denen er Beſchäftigung
findet, werden täglich weniger man will keine „Nigger“.
Die einzige Freiheit, die er vollauf genießt, iſt die, den Staub
der Nordſtaaten von den Füßen ſchütteln zu dürfen. Soeben
kommt die Nachricht, daß „man“ die von Negern gefahrenen
Autodroſchken nicht mehr in den öffentlichen Garagen dulden
will. Dies iſt nur ein Beiſpiel dafür, wie man den Neger aus
einer Beſchäftigung nach der andern vertreibt, und dabei ver
mehrt ſich die farbige Bevölkerung Neuyorks fortwährend. Jn
den Südſtaaten hat er unter Umſtänden mehr erwerbliche
Möglichkeiten als im Norden. Man findet in faſt allen Süd
ſtaaten den Neger als Bankier, Landagenten, Kaufmann,
Rechtsanwalt, Arzt, Zahnarzt und ſelbſt Verleger.

Der Artilleriehund eine neue Tierquälerei!
Seitdem der Hund der Polizei ſo vortreffliche Dienſte leiſtet,

hat ſeine Klugheit und Kraft die Aufmerkfamkeit weiterer
Kreiſe immer mehr auf ſich gezogen. Er ſoll Geſchütze ziehen,
natürlich nicht ſchwere Rieſenkanonen, ſondern leichte Mitrail-
leuſen. (7) Bei dem Karabiner- Regiment in der Prinz-Bal-
duin-Kaſerne (Belgien) hat man die erſten Verſuche gemacht,
und das Ergebnis iſt gut ausgefallen. Bei den erſten Uebun-
gen zeigten ſich die Tiere allzu übereifrig: ſie gingen, wie
Ziehhunde das zu tun pflegen, mit einem Freudengebell an die
Arbeit, das der militäriſchen Schweigſamkeit nicht ganz ent
ſpricht, und waren auch ſonſt zu unbändig. Aber ſchon nach
wenigen Uebungen waren dieſe kleinen Ausſchreitungen des
Temperaments beſeitigt und ein militäriſcher Geiſt in die
Tiere eingezogen. (7) Jhre Verwendung hat mancherlei Vor-
teile: die Verpflegung iſt billig, ſie ſind anſtellig und aus-
dauernd, flink und unverdroſſen, die kleinſte Raſt und Er-
friſchung gibt ihnen neue Kraft, und auf 300 Meter Entfer-
nung ſind ſie für den Feind unſichtbar. Dazu kommt, daß
ſie die Unbilden der Witterung beinahe gar nicht zu empfinden
ſcheinen und namentlich der Kälte trotzen, und daß ſie bei
Transvorten keine Schwierigkeiten machen, ſondern auf dem
beſcheidenſten Plätzchen untergebracht werden können.
„grandioſe“ Entdeckung
hinauszulaufen.

Dieſe
ſcheint auf eine neue Tierquälerei



Fiſcher dem Standpunkt des Miniſters bei.

und dem Jungdeutſchlandbund in viel höherem Maße nachgzu
weiſen. Wenn die Regierung die Mitgliedſchaft der Schüler
in dieſen Vereinen dulde, beim Arbeiterturnerbund ſie verbiete,
ſo mache ſie ſich der be wußten Parteilichkeit ſchuldig
Die bureaukratiſche Ueberhebung die auf alle Schöpfungen der
Arbeiterklaſſe geringſchätzig herabſehe, äufßere ſich hier wieder
in den kraſſeſten Formen.

Jn der anſchließenden Debatte traten der Zentrumsführer
Gröber, der Nationalliberale v. Hieber, der Konſervative
Wolff und mehr oder minder ſelbſt der Volksparteiler

Als Gröber es
ſo darſtellte, als ſtehe die Pflege ſozialdemokratiſcher Ge
ſinnung im Widerſpruch mit der ſittlichen Erziehung, prote-
ſtierte Genoſſe Keil durch heftige Zwiſchenrufe gegen dieſe
Beſchimpfungen und bezeichnete ſie wiederholt als „unwer
ſchämt“, was ihm mehrere Ordnungsrufe eintrug. Kräftig
ging ſowohl mit den bürgerlichen Rednern als auch mit dem
Miniſter Genoſſe Hildenbrand ins Gerichts Er kenn-
zeichnete die Auffaſſung des Miniſters als die zum Prinzip
erhobene Willkür und erklärte, die Herren dürften ſich
nicht einbilden, daß ſie durch das gegen die Arbeiterturner ge
ſchaffene Ausnahmerecht die Arbeiterjugend ins Lager
der bürgerlichen Jugend und Sportvereinigungen hinein-
treiben könnten. Mit der Forderung der Gleichberechti-
gung der Arbeiterturner werde nunmehr die Sozialdemo-
kratie vor die Wähler treten. Um den Erfolg ſei es ihm nicht
bange. Heymann zeigte noch an der Hand zahlreicher Bei-
ſpiele, wie die te ut ſche Turnerſchaft ſyſtematiſch den Kampf
gegen die Sozialdemokratie, alſo Politik in der gehäſſigſten
Form treibt.

Dieſer Kampf der Behörden gegen die Arbeitertarner wird
auf das politiſche Leben in Württemberg nicht ohne Einfluß
bleiben.

Deutſches Reich.
Die Landtagsnachwahl in Lippe. Die Stichwahl, die bei

einer Landtagserſatzwahl der 3. Klaſſe in LippeDetmold
wiſchen unſerem Genoſſen Kronshage und einem Liberalenſtatlgefunden hatte, endete mit dem Siege des Liberalen. Ge

noſſe Kronshage erhielt 1268, der Liberale, dem auch die konſer
vativen Stimmen zufielen, 1416 Stimmen.

Der Patriotismus unſerer Agrarier. Die ſtaatserhaltende
Preſſe iſt wieder einmal in der Lage, gleichzeitig drei Klage
lieder über deutſche Namensgenoſſen“ anzuſtimmen, die
heimatliche Erde um ſchnöden Mammons willen an den polni-
ſchen Feind verkauften. Jm erſten Falle iſt es ein adliger
Herr von Goebel im Kreiſe Lublinitz, der ein 5000 (1)
Morgen großes Rittergut an den Polen Prondzynski verkaufte
und dabei 800 000 Mk. „verdient“ haben ſoll. Jm zweiten
Falle verkaufte der Rittergutsbeſitzer Eichſtädt ein
2100 Morgen großes Beſitztum im Kreiſe Bromberg an einen
Polen, im dritten e ndelt es ſich um eine Bauernwirt-
ſchaft im Kreiſe Poſe

Alle die Agrarier gehören ſicher zu denen, die vor der „vater
landsloſen“ ialdemokratie einen gewaltigen Abſcheu haben!

Alles den Agrariern zuliebe! Ueber die Weiterführung
des land wirtſchaftlichen Unterrichts im Heere haben, wie die
27 meldet, ſowohl der Kriegsminiſter wie der Miniſter für

and wirtſchaft kürzlich Verfügu erlaſſen, in denen imGegenſatz zu Meldungen pe imiſeſſcher Art betont wird, daß

die bishe Erfahrungen keineswegs die Annahme recht-
fertigen, daß die verſuchsweiſe eingeführten Unterrichtskurſeaufgegeben werden ſollten. Andererſeits konnte auch noch nicht

u einem abſchließenden Urteil darüber gelangt werden, ob die
Finrichtung als eine dauernde und obligatoriſche eingefiihrt

werden ſoll. Der landwirtſchaftliche Unterricht hat ſich, ſo
heißt es in der Meldung der Poſt, nach den vorliegenden Be-
richten inſofern günſtig entwickelt, als in den Garniſonen jetzt
üherall ein Zuſammengehen aller beteiligten Faktoren zu ex-
kennen iſt und auch auf eine planmäßige Leitung des Unter-
richts hingewirkt wird.

Die „Unterrichtskurſe“ haben zweifelsohne den Zweck, den
Agrariern willige Arbeitskräfte zuzuführen. Man ſcheint aber
ſelbſt in der Kaſerne den Lockrufen ſo wenig Gehör geſchenkt
zu haben daß die Einſtellung des „Unterrichts“ ins Auge ge-
faßt worden iſt.

Der Reichstagsabgeordnete Domkapitular Kohl (Zentr.)
iſt in Eichſtätt geſtorben. Er vertrat den 3. pfälziſchen
Reichstagswahlkreis (Neumarkt). Wie „ſchwarz“ der Kreis iſt,
ergibt allein die Tatſache, daß dort 1912 für die Sozialdemo-
kratie ganze 661 Stimmen abgegeben wurden.

Holland.
Ein Sozialdemokrat in der Erſten Kammer. Am Dienstag

hat die Provinzialvertretung von Friesland unſeren Partei
genoſſen Henri van Kol zum Mitglied der Erſten Kammer
(Senat) gewählt. Die Wahl war das Ergebnis eines Wahl-
abkommens mit den Liberalen. Mit van Kol zieht der erſte
Sozialdemokrat in den holländiſchen Senat ein. Der Erwählte
war früher Mitglied der Zweiten Kammer und zeichnete ſich
dort durch ſeine umfaſſenden kolonialpolitiſchen Kenntniſſe be
ſonders aus. Die Wahl van Kols iſt ein Erfolg des ſtarken An
wachſens der ſozialdemokratiſchen Mandate in der frieſiſchen
Provinzialvertretung bei den vor einigen Wochen abgehaltenen
Provinzialwahlen.

Frankreich.
Die Militariſten in der eigenen Schlinge. Aus Paris ſchreibt

man uns: Die franzöſiſchen „Dreijahriſten“ hatten für die
Verlängerung des Militärdienſtes unter der demokratiſchen
Deviſe „Gleichheit der Laſten“ bisher Propaganda gemacht.
Hinter dieſem demokratiſchen Aushängeſchild verbargen ſich
jedoch allerhand Ausnahmen: Verkürzung der Dienſtzeit für
alle Hochſchüler, Urlaubsfriſten zur Ernte für die landwirt-
ſchaftlichen Arbeiter und Bauernſöhne uſw. Nur bezüglich der
Verteilung der finanziellen Laſten ſollte eine aus-
nahmsloſe „Gleichheit“ herrſchen. Der Beſitzloſe ſollte ebenſo
viel zahlen wie der Beſitzende.

Dieſe „Gleichheit“ ließ ſich aber ſchlecht verteidigen. Der
Miniſterpräſident wurde von unſeren Genoſſen gezwungen zu
erklären, daß die Kammer noch vor den Ferien zu den neuen
Steuern, die die Militärvorlage notwendig macht, Stellung
werde nehmen können. Und er fügte zum Entſetzen der Geld-
ſäcke hinzu, daß die Reichen, da die Armee dazu da ſei,
ihre Güter zu verteidigen, auch die Laſten der Mili-
tärvorlage tragen ſollen. Die Budgetkommiſſion ihrerſeits
beauftragte den Finanzminiſter, ihr ſolche Steuern vorzu
ſchlagen, die ausſchließlich den Beſitz und die großen Einkom-
men treffen. Der großfkapitaliſtiſche Temps ſchrieb dazu:
„Herr Jaurès triumphiert.“

Jetzt hat die militariſtiſche Reaktion eine zweite, noch emp-
findlichere Schlappe erlitten. Nach Schluß der Generaldebatte
und vor der Abſtimmung über den 18 der Militärvorlage,
der die Dauer der Dienſtzeit feſtlegt, ſtellte ein radikaler
Gegner der Militärvorlage folgenden Antrag: „Alle für den
Militärdienſt tauglich befundenen Männer ſind gehalten, die
ſelbe Dienſtdauer effektiv zu leiſten.“ Natürlich
konnten die ſo in ihrer eigenen Schlinge gefangenen Mili.
tariſten nicht anders, als für dieſes bisher auspoſaunte Gleich
heitsprinzip zu ſtimmen. Der Antrag wurde gegen zwei
Stimmen angenommen. Ein Verſuch x dem Gleichheits-

prinzip zugunſten der kinderreichen Familien Breſche zu
ſchlagen, wurde mit 364 gegen 310 Stimmen abgeſchlagen. Nun
wird der Kampf um die Urlaubsfriſten beginnen. Wenn die
Bourgeoisſöhne drei Jahre Griffe klopfen und ihre Väter dafür
tief in die Beutel greifen werden müſſen, dann wird der Anti-
militarismus in der Bourgeoiſie wieder blühen.

Paris „'9. Juli. Die Heereskommiſſion hat ſich mit allen
gegen eine Stimme gegen die Einſtellung der Rekruten
mit 20 Jahren ausgeſprochen.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Die Kreisorganifation des 7. ſchleswig-holſteini-
ſchen Wahlkreiſes (Kiel-Rendsburg-Neu-
münſter) tagte am letzten Sonntag in Kiel. Aus dem Ge
ſchäftsbericht des Parteiſekretärs ſei erwähnt: Die Mitglieder-
zahl ſtieg von 15 168 auf 15 885. Von den 15 885 Mitgliedern
ſind 3331 weibliche. Die Zahl der Abonnenten der Schleswig-
Holſteiniſchen Volksztg.“ ſtieg im Kreiſe von 18 427 auf 19 003.
Die Kommunalwahlen brachten den Erfolg, daß die Zahl der
ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten um zehn, der ſozial-
demokratiſchen Gemeindevertreter um ſechs ſtieg. Jm ganzen
find jetzt im Kreiſe 24 ſozialdemokratiſche Stadtverordnete in
Kiel, drei in Neumünſter und einer in Preetz, und in 17 Ge
meindevertretungen 34 Genoſſen vorhanden. Das finanzielle
Ergebnis des Berichtsjahres iſt günſtig. Sehr viel wurde auch
für das Bildungsweſen getan. Jn Kiel allein wurden rund
7000 Mk. dafür ausgegeben. Die Zentralbibliothek der Kieler
Partei und der Gewerkſchaften zählt jetzt in fünf Ausgabe-
ſtellen über 8000 Bände. Jn der regen Ausſprache über den
Geſchäftsbericht wurde eine Fülle von Anregungen für die
weitere Ausbreitung der ſozialdemokratiſchen Jdeen gegeben.
Es ſoll auch verſucht werden Kurſe für ſozialdemokratiſche Ge-
meindevertreter einzurichten. Der Parteitag in Jena ſoll
durch fünf Delegierte beſchickt werden darunter ſoll eine Ge-
noſſin ſein.

Die am Sonntag abgehaltene Generalverſammlung des
Wahlkreiſes Boch um-Gelſenkirchen-Witten-Hat-
tingen-Herne beſchloß u. a., ſtatt des Zehnpfennig-
Wochenbeitrags für männliche Mitglieder 50 Pfg. (zwei
Marken à 25 Pfg.) monatlich (einſchließlich 10 Pfg. Wahlfonds-
beitrag), und ſtatt des Fünfpfennig-Wochenbeitrags für weib-
liche Mitglieder monatlich 30 Pfg. (zwei Fünfzehnpfennig-
marken) zu erheben. Ferner wurde beſchloſſen, die Gleichheit
den weiblichen Mitgliedern auf Koſten der Partei zu liefern.
Die invaliden Genoſſen ſollen halbmonatlich 15 Pfg. Beitrag
zahlen. Ein Antrag, der die Erwartung der Generalver-
ſammlung ausſpricht, daß der Parteitag ſich mit der
Maſſenſtreikfrage befaſſen möge, wurde angenom-
men. Als Reichstagskandidat wurde Genoſſe Hue einſtimmig
wieder aufgeſtellt.

Gewerkſchaftliches.
Moabit in Mülhauſen i. E.

Werträgt die Schul d?
Jn NMülhauſen im Elſaß läßt die Verwaltung der Reichs

eiſenbahnen in ElſaßLothringen umfangreiche Erdarbeiten
ausführen. Die ausführende Firma iſt die Tiefbau-Aktien-
geſellſchaft Julius Berger- Berlin.

Seit dem 9. Juni haben nun 150 Erdarbeiter die Arbeit dort
eingeſtellt. Die Firma hat darauf lange vergeblich verſucht,
arbeitswillige Ausländer zu den Arbeiten heramzuziehen. Erſt
am Freitag, den 4. Juli, hat ſie 40 Kroaten in das Baugelände
transportieren können; jedenfalls iſt ſie dabei von der Eiſen-
bahnverwaltung unterſtützt worden, die es jederzeit möglich
machen kann, von einer kleinen, unbewachten Station die
Wagen mit den Arbeitswilligen nach dem Baugelände zu
rangieren. Das Vorhandenſein und die Art und Weiſe, wie
die Firma vorgeht, und der ungewöhnlich hohe Schutz, den die
Firma durch die Polizei genießt, hat nun die ſtreikenden Ar-
beiter und die geſamten Arbeiter von Mülhauſen überhaupt
empört.

Jn den letzten Tagen iſt es zu Zuſammenſtößen gekommen,
bei denen Blut gefloſſen iſt. Ja, auch Militär wurde
requiriert. Vielleicht werden auch die Gerichte in Tätigkeit
treten. Da hat denn die Oeffentlichkeit ein Recht, zu erfahren,
wodurch der Streik am Nordbahnhof in Mülhauſen ent-
ſtanden iſt. Die Urſache des Streiks iſt, daß die
Arbeiter nur um die Jnnehaltung des Tarif-
vertrages im Baugewerbe kämpfen.

Jn Mülhauſen i. Elſ. gilt der Tarifvertrag für das deutſche
Baugewerbe. Der Lohn iſt auf 56 Pfg. pro Stunde feſtgeſetzt.
Die Firma Berger zahlte aber nur 39 Pfg. bis 42 Pfg. pro
Stunde. Wiederholt wurden Beamte des Bauarbeiterverbandes
bei dem Vertreter der Firma vorſtellig, ſie möge doch den
Tariflohn zahlen. Aber alles half nichts, die Firma lehnte
hochmütig alles ab. Da reichte die Bezirksleitung des Bau-
arbeiterverbandes ein langes Geſuch bei der Generaldirektion
der Reichseiſenbahnen ein, mit der Bitte, die Generaldirektion
möge anerkennen daß die Tarifverträge eine ſegensreiche Ein
richtung ſeien und der Firma dringend anheimgeben, den
Tarifvertrag für Mülhauſen einzuhalten. Die Bezirksleitung
glaubte, daß durch Vermittlung der Generaldirektion die Firma
Berger zu bewegen ſei, den Tarifvertrag anzuerkennen. Ja,
die Bezirksleitung des Bauarbeiterverbandes für Elſaß-
Lothringen glaubte ſogar, eine Staatsbehörde, wie die General-
direktion der Reichseiſenbahnen, würde all ihren Einfluß aus-
üben, um die tariflichen Abmachungen zu ſchützen. Statt deſſen
ſchrieb die Generaldirektion nach zehn Tagen zurück:

„Wir ſind zu unſerm Bedauern nicht in der Lage, auf die
Firma Berger in dem gewünſchten Sinne einzuwirken. Viel-
mehr müſſen wir, abgeſehen davon, daß uns der mit der
Firma abgeſchloſſene Vertrag keine Handhabe dazu
bietet, die Regelung des Arbeitsvertrages, ſoweit nicht
geſetzliche Vorſchriften in Frage ſtehen, der freien Verein-
barung der Vertragsteile überlaſſen. Auf Anregung des
Arbeitsamts der Stadt Mülhauſen haben wir der Firma
Berger bereits nahegelegt, die von ihr benötigten Arbeits-
kräfte, ſoweit ſie es für tunlicherachtet, durch die
Vermittlung jener Stelle zu beziehen. (gez.) Rhode.“

Das Schreiben zeugt von einer unglaublichen Ahnungs-
loſigkeit in wirtſchaftlichen Dingen und von einer großen
Gleichgültigkeit gegenüber den wirtſchaftlichen Kräften. Der
mit der Firma abgeſchloſſene Vertrag bietet alſo keine Hand-
habe, in Lohnfragen einen Einfluß auf die Firma auszuüben
Die Lohnzahlung iſt demnach von der Behörde völlig der Will
kür des Unternehmers überlaſſen. Und das zu einer Zeit, wo
alle Welt wiſſen muß, daß die Löhne im Baugewerbe tariflich
geregelt ſind! Warum ſchreiben die Behörden nicht vor, daß
bei Arbeiten für ſie die Tariflöhne innezuhalten ſind? Den
Arbeitern blieb demnach nichts weiter übrig, als die Arbeit
niederzulegen. Der Z 7 des Hauptvertrags für das Baugewerbe
verpflichtete ſie dagu. Dieſer lautet: Die vertragſchließenden
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Parteien verpflichten ſich, ihren ganzen Einflutz zur Durch
führung und Aufrechterhaltung dieſes Hauptvertrages ſowie
der auf Grund des angefügten Vertragsmuſters abgeſchloſſenen
und von ihnen genehmigten örtlichen Verträge einzuſetzen,
Verſtöße dagegen oder Umgehungen nachdrück-
lich zu bekämpfen, insbeſondere keine im Widerſpruch
hiermit ausbrechenden Bauſperren, Streiks und Ausſperrungen
oder ſonſtige Maßnahmen irgendwie zu unterſtützen.

So entſtand der Streik am Nordbahnhof in Mülhauſen. Wer
trägt die Schul d? Dieſe Frage kann nach vorſtehenden
Tatſachen ſich jeder leicht ſelbſt beantworten.

Die Polizei hebt das Verſammlungsrecht aufl!
HirſchBureau meldet aus Straßburg:
Die Vorſtände des Sozialiſtiſchen Vereins Mülhauſen und

des „Mülhauſer Gewerkſchaftstartells hatten auf morgen, Don
nerstag, abend, eine Demonſtrations- Verſammlung einbe-
rufen, in der zum Streik der Mülhauſer Erdarbeiter Stellung
genommen werden ſollte. Dieſe Verſammlung iſt aber durch
eine Verfügung des Mülhauſer Polizeidirektors verboten
worden.

Und da fordert die Regierung noch beſondere Ausnahme-
geſetze für Elſaß-Lothringen!

Nach dem Blutbad in Südafrika.
Die aus Südafrika nach London kommenden Nachrichten

ſind, wie man uns aus London ſchreibt, noch immer ſehr un-
zuverläſſig und viele von ihnen ganz offenbar fauſtdick ge-
färbt. Es iſt auch gar nicht feſtzuſtellen, inwiefern die zwiſchen
dem Miniſterpräſidenten Bot ha und den Streikführern zu-
ſtande gekommene Einigung die Arbeiter befriedigt oder ob
ſie von ihnen akzeptiert werden wird. Sicher iſt, daß ein ſehr
beträchtlicher Teil der Streikenden die Bedingungen für unbe
friedigt hält und der Fortſetzung des Streiks das Wort redet.
Andererſeits werden von ſcharfmacheriſcher Seite die heftigſten
Vorwürfe gegen die ſüdafrikaniſche Regierung gerichtet, weil
ſie mit den Streikenden wie mit einem kriegführenden Feinde
verhandelt und Friedensbedingungen diskutierte, ehe die „Ord
nung“ gewaltſam wiederhergeſtellt. Von dieſer Seite werden
die Bedingungen als eine ſchmähliche Kapitulation
der Regierung hingeſtellt.

Jnzwiſchen ſind zwiſchen den Streikführern und der Regie-
rung Differenzen über die Deutung der zuſtandegekomme-
nen Einigung entſtanden. Eine der merkwürdigſten Beſtim
mungen dieſer Einigung iſt die, daß die Regierung ſich ver-
pflichtet, die zu entlaſſenden Streikbrecher zu ent-
ſchädigen. Das iſt eine Neuerung, die in jeder Beziehung
völlig ungerechtfertigt iſt und hoffentlich nicht anderwärts
Nachahmung finden wird. Die Streikführer proteſtieren jetzt
dagegen, daß ſie irgend etwas mit dieſer Beſtimmung zu tun
gehabt haben ſollen, und die Regierung iſt ihnen ſo weit ent-
gegengekommen, daß ſie die alleinige Verantwortung für dieſen
Punkt übernimmt. Dagegen behaupten die Streikführer, daß
die Regierung vielmehr als ſtillſchweigende Friedensbedin
gungen anerkannt habe, daß die infolge der Betriebsſtörung
nicht ſofort wieder eingeſetzten Streikenden, ferner die
Hinterbliebenen der Getöteten und Verwun-
deten entſchädigt werden ſollten. Von der Regie
rung wird das jetzt beſtritten. Und da die Streikführer ohne-
hin einen ſehr ſchweren Stand zu haben ſchernen, die Arbeiter
zur Wiederaufnahme der Arbeit zu bewegen, ſo iſt es keines-
wegs ausgeſchloſſen, daß dieſe Differenz zur Erneuerung
des Kampfes führt. Es wird von verſchiedenen Verſamm-
lungen der Arbeiter berichtet, in denen Reſolutionen zugunſten
der Fortſetzung des Streiks angenommen worden ſind. Jns-
beſondere die Eiſenbahner ſcheinen geradezu begierig, die
Mincenarbeiter durch einen allgemeinen Eiſenbahnerſtreik zu
unterſtützen. Jm allgemeinen hat man wenig Vertrauen in
den Beſtand der friedlicheren Stimmung. Das Begräbnis
der von der Soldateska gemordeten Streikenden geſtaltete ſich
zu der gewaltigſten Arbeiterdemonſtration, die Südafrika ge-
ſehen hat. Ein Kranz der ſozialiſtiſchen Partei trug die Auf-
ſchrift: Zum Andenken unſerer Märtyrer, die
von der kapitaliſtiſchen Klaſſe kaltblütig und
ſchimpflich ermordet wurden.“

Jm engliſchen Unterhauſe wurde das Gemetzel von
Johannesburg in Form von kurzen Anfragen von den Radi-
kalen Outhwaite und Wodgwood und unſerem Genoſſen
Heir Hardie zur Sprache gebracht. Der Kolonialminiſter
Marcourt verſchanzte ſich jedoch hinter der Regierung der
ſüdafrikaniſchen Union, der die Verantwortung gehöre. Als
Outhwaite darauf die Sache in Form einer beſonderen Dring-
lichkeitsinterpellation vorbringen wollte, unter der Begrün-
dung, daß die engliſche Regierung und das engliſche Parlament
allein für den Unterhalt der Reichstruppen aufkommen
und daß ihnen deshalb die ausſchließliche Verantwortung für
deren Verwendung zuſtehe, ließ der Sprecher die Jnter-
pellation nicht zu. Keir Hardie kündigte jedoch an, daß er
die Sache nicht dabei bewenden laſſen werde.

Wie ſich die Dinge in Südafrika weiter entwickeln werden,
kann jetzt niemand ſagen. Ueber eins beſteht jedoch allgemeine
Uebereinſtimmung, darüber nämlich, daß dieſes Blutbad den
Anſtoß zu einer ſtür miſchen Entwicklung der Ar-
beiterpartei geben wird. Die Tage der abſoluten poli-
tiſchen Herrſchaft der Randmagnaten ſind gezählt, und es wird
kaum lange dauern, bis die Arbeiter Südafrikas ſich dieſelbe
politiſche Machtſtellung erobern, wie die Auſtralunions.

Streikbewegung in Lodz.
Mehr als 1000 Arbeiter der Baumwollſpinnerei Jakob

Keſtenberg und Geſellſchaft Grohmann ſowie der Aktiengeſell
ſchaft Bennich und 300 Arbeiter der Gießerei Jona ſowie der
Maſchinenfabrik Voigt in Lodz (Rußland) haben die Arbeit
eingeſtellt. Die Baumwollſpinnerei von Kindermann, die 800
Arbeiter beſchäftigt, iſt infolge des Streiks geſchloſſen.
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ſſvenfur Mümnos Verſnuf!

Gemablenen Ducer

Soehmidlis
Halle 9. d. S. 2163 leiprigerstrasze

Malhalls Tresfe-
Anfang 81/4 Uhr.

Heute Donnerstag: 2165„„Die Glocken von Corneviſie“.
Gr. romant. Operette in 4 Aufzügen von R. Planquéette.

Fort „Der Beftelstudent“ ne
Jntraverdand der Iunalungogebilbn

Bei Halle (Sadle). berchöftsxtelle: Harz 2243.
Sonnabend, den 12. Juli, abends s Uhr im

M Glauchaer Schützenhaus
Lerchenfeld ſtraße 14

Bezirksversammlung
Tagesordnung: 2158Vereins Angelegenheiten.

Jm Anſchluß daran: r Gemütliches Reisammensein. Va
Gäſte willkommen

Um vollzähliges Erſcheinen erſucht Der Vorſtand.
Aonsum Verein für Cuerfurfu Am

e. G. m. b. H.
Sonntag den 20. Juli nachmittags 3

im Lokale des Herrn Köhler, Schloßbaasserorgeatiche beneralbersammlung,

v r agesordnung: Liquidation, Wahl der Liquidatoren.

51077 Der VorſtandH. Heinze. W. Kayser. K. Lebereceht.

önnerm a. S.
Sonntag den 13. Juli im „Bürgergarten“:

Gewerkschafts Fest
sowie Rinderbelustigungen aller Art.

Um 2, Uhr im Bürgergarten: Aufstellung der Gewerk-schaften. Um 3 Vhr: Abmarseh des Festzuges durch
die Stadt.

Abends Ball. ion
Um zahlreiche Beteiligung ersneht

Das GewerksehaſtsKartell.

Beegeniaubing enr Radfahrer Bund Soſort
Am Sonntag, den 13. Juli er., von nach

mittags 3 Uhr ab, hält die Ortsgru biBundes im „Gasthorf zum u R ärn

Vergnügen
Her Vertrauensmann der Ort
Arbeiter RadfahrerBundes,

Paul Lnäner, Halle.
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Neue Ziele der

Mit dieſer Aufgabe beſchäftigt ſich der Präſident des Reichs
verſicherungsamts Dr. Kaufmann in zwei Artikeln des

Tag. Die Aufſätze richten ſich gegen die Angriffe auf die Ar-
beiterverſicherung, die als unberechtigt, übertrieben bezeichnet
werden. Die Tendenz der Rechtſprechung des Reichsverſiche
rungsamtes wird mit den neuen Zielen der Arbeiterverſicherung
begründet. Dr. Kaufmann ſchreibt: 8

„Es vollzieht ſich in unſerer Arbeiterverſicherung ein
folgenreicher Wandel, für den die neue Reichsverſicherungs-
ordnung weitere Entwicklungsmöglichkeiten geſchaffen hat.
Jn ſteigendem Maße beſchäftigen das Reichsverſicherungs-
amt und die Verſicherungsträger Aufgaben, die über eine
eigentliche Verſicherung hinausgreifen und berufen ſcheinen,
ihr Geſamtgepräge weſentlich umzugeſtalten. Man bemüht
ſich immer mehr, durch pfegliche Erhaltung und Steigerung
der ſchaffenden Volkskräfte, nicht aus bloßer Luſt am Sparen,
die Zahl der Entſchädigungsfälle zu verringern. Der Volks
wirtſchaft dürfen nicht ohne Not durch Ausſicht auf ein
arbeitsloſes Einkommen Kräfte entzogen werden. Aus den
Verſicherungseinrichtungen ſollen neue wirtſchaftliche und
ſittliche Werte gewonnen werden, die auch Handhaben bieten,
um unerfreulichen Begleiterſcheinungen der öffentlich recht-
lichen Verſicherung erfolgreich zu begegnen. Wir ſtreben
dahin, die Verſicherung in erſter Linie ſchadenverhütend
wirken zu laſſen, damit ſie in vollkommener und veredelterer
Form und mit noch größerem Gewinn an wirtſchaftlichen
Lebenskräften ihren fürſorglichen Zweck den Arbeitern und
der Geſamtheit gegenüber erfüllen kann.“

Schön geſprochen. Wer ſollte mit dieſen Grundſätzen nicht
einverſtanden ſein? Wir Sozialdemokraten haben von jeher
die Verhütung von Betriebsunfällen als eine der wichtigſten
Aufgaben der Unfallverſicherung bezeichnet. Unſere Kritik
an der Handhabung des Geſetzes in den Parlamenten, in der
Preſſe, in Verſammlungen uſw. fußt im weſentlichen auf dem
mangelhaften Schutz der Arbeiter gegen Betriebsunfälle und
Berufskrankheiten. Jn den Jahresberichten unſerer Arbeiter-
ſekretariate ſteht unter den Beſchwerden über die Durchführung
der Unfallverſicherung die Mißachtung des Arbeiterſchutzes an
erſter Stelle. Welche Bedeutung die Gewerkſchaften dem Ar-
beiterſchutz beilegen, beweiſt die mit großen Koſten verbundene
Beteiligung der Generalkommiſſion der freien Gewerkſchaften
an der internationalen Baufach- Ausſtellung in Leipzig, mit
einer Darſtellung der beruflichen Gefahren der deutſchen Jn-
duſtrie, wie ſie in gleicher Fülle und Mannigfaltigkeit bisher
noch niemals gezeigt wurde. Das iſt ganz ſelbſtverſtändlich,
die Arbeiter haben Leben und Geſundheit ſo lieb wie alle
anderen Menſchen trotz des harten Daſeins des weit über-
wiegenden Teiles ihrer Klaſſe. Dieſe Einſchränkung voraus-
geſetzt, ſind wir alſo durchaus einverſtanden mit dem „Neuen
Ziele in der deutſchen Arbeiterverſicherung“. Für uns ſind
das keine neuen Ziele, wir haben die Unfallverhütung und
Unfallheilung von jeher als eine der wichtigſten Aufgaben der
Unfallverſicherung bezeichnet.

Die Unternehmer ſcheinen aber, wie die Fränkiſche Tagespoſt
ſehr richtig bemerkt, von dieſen „neuen Zielen“ anderes zu er-
warten. Das iſt ſchon aus dem Umſtande zu ſchließen, daß die
Vaugewerks-Berufsgenoſſenſchaften ſich in Unkoſten ſtürzen,
und die Nummern des Tag, welche die Artikel Dr. Kaufmanns
enthalten, den Zeitungsredaktionen mit dem Erſuchen um Ab-
druck zuſtellen läßt. Die Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft ge-
hört nicht zu den Genoſſenſchaften, die ſich bis jetzt um den
Arbeiterſchutz beſonders verdient gemacht haben. Sie hatte
ſtets eine feine Witterung für Maßnahmen, die geeignet ſind,
die Renten zu ſchmälern. Daß ſie die Aufſätze des Präſidenten
des Reichsverſicherungsamtes der Preſſe zum Abdruck über-
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Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Jch empfehle mich ſchrie Dona Chriſtine weiter, als
ſie die Unſchlüſſigkeit ihres Mannes ſah. Jch will dem
Menſchen nicht weiter zuhören.

Und zu Pepita gewandt, fügte ſie hinzu:
Mädchen, gehen wir. Du haſt genug Scheußlichkeiten gehört.

Danke deinem Vater, daß er dir geſtattet, zu Hauſe ſo furcht-
bare Dinge zu lernen.

Die beiden Frauen verließen das Arbeitszimmer. Urquiola
erhob ſich und ſchwankte, ob er den Damen folgen oder in
handgreiflicher Weiſe mit dem Doktor anbinden ſollte. Das
war eigentlich der richtige Augenblick. um ſich als Paladin des
Glaubens zu zeigen und im Namen Jeſu den Doktor einen
Denkzettel zu geben in Geſtalt einiger gut angebrachter Fauſt-ſchläge ins Géaſicht um ihn zu züchtigen für das Schmähwort

„Dichter“, das den Advokaten nicht weniger entrüſtete als
Doüa Chriſtine. Aber er hielt an ſich aus Reſpekt vor dem
Onkel und ging ſchließlich hinaus, um die Damen aufzuſuchen.

Lange blieben Areſti und Sanchez Morueta, ohne ein Wort
zu ſprechen, mit geſenktem Haupt, wie niedergeſchmettert. Der
Doktor unterbrach zuerſt das Schweigen.

Pepe, lebe wohl ſagte er mit trauriger Stimme, in-
dem er ſeinem Vetter die Hand reichte. Fch ſage nicht wie
deine Frau: „Und du duldeſt ſolches Schließlich iſt es deine
Frau, und mit ihr mußt du leben.

Geh doch nicht auf dieſe Weiſe ſort! rief der Millionär
geängſtigt aus. Du biſt ſicher böſe auf mich; ich ahne, daß
du nicht wiederkehren willſt. Um Gotteswillen, Luis, hadere
nicht mit mirl Chriſtine iſt einmal ſo, was kann ich dagegen
tun Du haſt es ja ſelbſt geſagt. Die Familie der Haus-
frieden Sie iſt eine gute Frau und liebt mich, aber ſie
hat jene Jdeen und Frauen muß man bei ihren Jdeen
laſſen. Offen geſtanden biſt du aber auch nicht ſehr gelinde
mit ihr umgegangen.

Leb wohl, Pepe wiederholte der Arzt, indem er die
mächtige Tatze fahren ließ, die jetzt ſchlaff und willenlos zu-
rückſank. Jch wünſche dir viel Glück.

Aber wir werden uns doch nach. wie vor ſehen, nicht wahr?
Du kommſt zu mir aufs Bureau. Das Gewitter wird ſich
verziehen du weißt, daß ihr ſchon früher oft gezankt habt

Leb wohl, leb wohl
Und Doktor Areſti, ohne auf ſeinen Vetter zu hören, der

weitere Entſchuldigungen vorbrachte, ging hinaus, mit der
Ueberzeugung, daß er hinter ſich eine ganze Vergangenhejt
vernichtet zurückließ; daß jene brüderliche Verwandtſchaft
zwiſchen ihm und dem Millionär nunmehr aufgehört und daß
er das letzte Mitglied ſeiner Familie auf immer verloren
hatte

Adbeiterverſcherunn. mittelt, läßt „tief blicken“. Die Kundgebung des höchſten zur
Durchführung der Arbeiterverſicherungsgeſetze beſtellten Be
amten kann aber auch zu Mißdeutungen begründete Ver-
anlaſſung geben.

„Jm ſteigenden Maße beſchäftigte ſich das Reichsverſiche-
rungsamt und die Verſicherungsträger mit Aufgaben, die über
eine eigentliche Verſicherung hinausgehen und berufen ſcheinen,
ihr Geſamtgepräge weſentlich umzugeſtalten“,
ſo heißt es in dem Artikel. Dunkel iſt der Rede Sinn. „Die
Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamtes hat das Gepräge
der Unfallverſicherung leider ſchon recht erheblich umgeftaltet.“
Viele Unfälle, die nach Einführung der Unfallverſicherung be
dingungslos entſchädigr wurden, werden nur noch unter ganz
beſonderen Erſchwerungen als Betriebsunfälle anerkannt, z. B.
Unterleibsbrüche. Andere Betriebsunfälle, wie Verluſt des
Auges, ſollen gegenwärtig eine geringere Arbeitsbeſchränkung
zur Folge haben, wie vor zehn oder fünfzehn Jahren. Erwerbs-
beſchränkungen von weniger als zehn Prozent werden in der
Regel gar nicht mehr entſchädigt. Es wird angenommen, daß
die Verletzten ſich an den Zuſtand je mehr gewöhnen, je älter
der Betriebsunfall iſt; eine Theorie, die mit der Praxis häufig
in ſcharfem Widerſpruch ſteht. Mit der Rentenhyſterie wird
ein wahrer Unfug getrieben; Verletzte, die eine geſunde Ge-
ſichtsfarbe haben, werden häufig als Simulanten gebrand-
markt, wenngleich für dieſe Annghme alle Vorausſetzungen
fehlen. Die Berichte der Arbeiterſekretäre bieten reichhaltiges
Material für die ſich immer ungünſtiger geſtaltende Recht-
ſprechung in der Sozialgehetzgebung. Soll in dieſer Richtung
weiter „umgeſtaltet“ werden Faſt muß man es annehmen.
Denn im obigen Zitat aus den Aufſätzen Dr. Kaufmann s
heißt es auch: „Der Volkswirtſchaft dürfen nicht
ohne Not durch Ausſicht auf ein arbeitsloſes
Einkommen Kräfte entzogen werden“. Das iſt
eine ſehr bedenkliche Aeußerung aus dem Munde des Präſi-
denten des Reichsverſicherungsamts. Von den Gegnern jeder
Entſchädigung der Betriebsunfälle wird dieſer Satz aufs neue
dazu benutzt werden, die Unfallrentner, ſoweit ſie nicht einen
Arm oder ein Bein verloren haben, als Simulanten zu ver-
dächtigen, die ſich ein „arbeitsloſes Einkommen“
verſchaffen oder erhalten wollen. Herr Dr. Kaufmann
rühmt dem erſten Präſidenten des Reichsverſicherungsamtes
nach, daß man in ſeiner Zeit es verſtanden habe, „Rechts- und
ſozialpolitiſches Empfinden glücklich zu vereinigen“. Dieſe
Fähigkeit ſcheint Dr. Bödicker mit ins Grab genommen zu
haben.

Was Dr. Kaufmann über das Heilverfahren der Berufs
genoſſenſchaften ſchreibt, bedarf auch der Einſchränkung. So
wenn es in ſeinen Aufſätzen heißt:

„Um Leben und Geſundheit der Arbeiter möglichſt zu er-
halten, haben die Berufsgenoſſenſchaften immer häufiger von
der Befugnis, an Stelle der Rente bis zum beendigten Heil-
verfahren freie Kur und Verpflegung in einem Kranken-
hauſe zu gewähren, Gebrauch gemacht. Jn muſtergültigen
eigenen und fremden Krankenhäuſern gewährten ſie den Ar-
beitern koſtenlos eine Heilbehandlung, welche den Anforde-
rungen der neueſten Errungenſchaften der ärztlichen Wiſſen-
ſchaft und Erfahrung entſpricht. Nachdem das Reichsver-
ſicherungsamt Ende 1911 hierüber beſondere Leitſätze auf-
geſtellt hatte, iibernahmen auch die Berufsgenoſſenſchaften
in erheblich größerem Umfange als früher freiwillig das
Heilverfahren innerhalb der ſogenannten Wartezeit, den
erſten dreizehn Wochen, nach dem Unfall. Die Vorſchriften
der Reichsverſicherungsordnung, durch welche die Früh-
behandlung der Berufsgenoſſenſchaften eingehender als bis-
her geregelt wurde, laſſen hier weitere Fortſchritte erhoffen.
Beſonders für die Bekämpfung der Rentenhyſterie wird es
von Wert ſein. Das Eingreifen der Berufsgenoſſenſchaften
während der dreizehnwöchigen Wartezeit, die Thiem mit einer
unheilbringenden Pandorabüchſe verglichen hat, verbürgt ein
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Gegen Mitte Auguſt begann eine Proteſtbewegung unter den
Arbeitern der Bergwerke Platz zu greifen.

Die Unternehmer von Gallarta, wenn ſie abends mit Doktor
Areſti zuſammenkamen, ſprachen von Anzeichen des Aufruhrs,
die ſich in den Ortſchaften des Minenbeckens immer mehr be-
merkbar machten. Jn La Arboleda klagten die Arbeiter laut
gegen die Kantinen und behaupteten, daß die Werkführer, die
Jnhaber derſelben, die wirklichen Herren der Bergwerke ſeien,
denn alle Arbeiter, die ihren Bedarf an Lebensmitteln nicht
aus den Kantinen bezögen, würden entlaſſen. Jn Pucheta,
wo die unruhigſten Elemente wohnten, hatte es Meſſerſtiche
abgegeben, weil ein Werkführer am Zahltage zwei ſeiner
Leute zwingen wollte, die Rechnung in der Kantine zu be-
gleichen. Man ſprach von einem beabſichtigten großen Meeting
auf dem Hauptplatz von Gallarta, dem alle Bergleute bei-
wohnen ſollten, um über den Streik zu beraten angeſichts der
Weigerung, der ihre Forderung auf wöchentliche Lohnzahlung
begegnete. Vom Kiosk herab, den Sonntags die Muſikkapelle
einnahm, würden die Freunde des Volkes reden, die vom Joche
der Arbeitgeber befreiten Genoſſen aus Bilbao, die ſich der
Propaganda der ſozialiſtiſchen Lehren und der Organiſierung
der Arbeiter- Streitkräfte widmeten. Und in der Erwartung
des Augenblicks, wo es losgehen ſollte, goſſen die Vertreter der
Partei, in der Mehrheit Kneipenbeſitzer, unter der erzürnten
Menge den Troſt des Schnapſes und der revolutionären Theo-
rien aus.

Der Milord in der Abendgeſellſchaft der Unternehmer ſprach
mit Beſorgnis von den halbwüchſigen Gehilfen der Knappen,

jene verteufelten Burſchen, die das Meſſer im Hüftentuch
trugen und die die Knappen aus Furcht vor ihrer Katzenrache
nicht zu züchtigen wagten, flößten ihm eine große Furcht ein.
Sie waren der lärmende Vortrab aller Ausſtände, die die er-
wachſenen Männer durch ihre Vermeſſenheit anſtachelten und
ſie weiter gehen machten, als ſie ſich vorgenommen hatten.
Hie und da hatten ſie ſich unterſtanden, von weitem die Gen-
darmen mit Steinen zu werfen, wenn dieſe am Vorabend von
Aufruhren ihre Dreimaſter auf den Wegen des Berges ſehen
ließen. Jetzt ſprach der Milord mit Schrecken von häufigen
Entwendungen von Dynamit aus den Niederlagen der Brüche.
Die Gehilfen verſahen ſich wahrſcheinlich mit Patronen, vor
ſorglich deſſen, was kommen ſollte. Es waren nette Dinge im
Anzug

Zu der Vermeſſenheit der arbeitenden Knaben mußte man
noch die geräuſchvolle Wut der Weiber hinzurechnen, die da-
mit drohten, ſich maſſenhaft auf die Schienen der Eiſenbahnen
zu werfen, um den Erxzkransport gänzlich lahmzulegen, damit
der Streik ſich verallgemeinerte und bis zum Fluſſe erſtreckte,
und die Schmelzen und Hochöfen geſchloſſen würden, und der
Hafen ſich mit untätigen Schiffen füllte

Das alles ſieht ſchoſel aus, Lon Luis! ſeufzte der Be-
wunderer engliſchen Weſens. Jch glaube, das wird der Tod
der Bergwerke ſein.

Um ſich einen Begriff zu machen von der kritiſchen Lage,
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von vornherein einheitlich geplantes Heilverfahren, und da
durch in der Regel einen raſcheren, vollkommeneren und
weniger koſtſpieligen Erfolg.“
„Weniger koſtſpielig“, das war bisher das treibende Motiv

der Berufsgenoſſenſchaften bei der Heilſtättenbehandlung. Die
„Pandorabüchſe der dreizehnwöchigen Wartezeit“ ſtinkt ſchon
bald 30 Jahre zum Himmel, die Berufsgenoſſenſchaften haben
ſich aber noch nicht bewogen gefühlt, den Krankenkaſſen dieſe
Laſt abzunehmen. Nur in vevreinzelten Fällen geſchieht es,
wenn die Berufsgenoſſenſchaften die Garantie haben, daß ſich
dabei das Geſamtverfahren weniger koſtſpielig“ ge-
ſtalten wird. Von den Beſchwerden der Verletzten über die Be
handlung und Beköſtigung in den berüchtigten Rentenquetſchen
ſcheint der Vorſitzende des Reichsverſicherungsamtes noch nichts
gehört zu haben. Ob das uneingeſchränkte Lob, das Dr. Kauf-
mann den Heilſtätten der Berufsgenoſſenſchaften ſpendet, zur
Beſſerung der Mißſtände in dieſen Krankenhäuſern beiträgt,
möchten wir ſehr bezweifeln. Es klingt wie eine Ermunte-
rung, an dieſem vielfach angefochtenen Syſtem nicht zu rühren,
Wenn der Vorſitzende des Reichsverſicherungsamtes den Zweck
verfolgen ſollte, mit ſeinen Artikeln im Tag die „neuen Ziele
der deutſchen Arbeiterverſicherung“ den Arbeitern mundgerecht
zu machen, dürfte ſeine Arbeit verfehlt ſein. Was den Arbeitern
auf dem Gebiete der Sozialverſicherung nottut, iſt ſo oft und
ſo eingehend in ihrer Preſſe, in Petitionen, in Verſammlungen
und ſonſtigen Kundgebungen geſagt worden, daß darüber nie-
mand im Zweifel ſein kann. Wer für dieſe Reformen eintritt,
nützt den Arbeitern. Für den Präſidenten des Reichsverſiche-
rungsamtes wäre es ein verdienſtvolles Unternehmen, die
Forderungen der Arbeiter zu unterſtützen.

Gewerkſchaftliches.
Erfolgreiche Arbeiterkämpfe in England.

Die engliſchen Arbeiter haben die ſiegreiche Beendigung
zweier großer Kämpfe zu verzeichnew: des Kampfes im Bir-
minghamer Jnduſtriegebiet und des nordengliſchen
Landarbeiterſtreiks.

Die Metallarbeiter führten einen langen, zähen und helden-
mütigen Kampf. Er dauerte zehn Wochen und obſchon viele
der Unternehmer nacheinander die Bedingungen der Arbeiter
bewilligten und dieſe zur Arbeit zurückkehren konnten, riß die
Bewegung immer weitere Kreiſe mit ſich, ſo daß während der
ganzen Zeit zumindeſt 30 000 Arbeiter ſtreikten. Bemerkens-
wert war auch die Solidarität, die die beſſergeſtellten Metall
arbeiter den Streikenden entgegenbrachten, und die zum Teil
die Form von Sympathieſtreiks, zum Teil die finanzieller
Unterſtühung annahm. Die Hauptforderung der Streikenden
war der Minimallohn von 23 Schilling die Woche. Schon vor
zwei Wochen waren die Unternehmer bereit, dieſen Minimal-
lohn für Birmingham ſelbſt zuzugeſten, aber ſie weigerten ſich,
mehr als 21 Schilling in der Umgegend zu zahlen. Nach der
jetzt zuſtande gekommenen Einigung zahlen ſie in Birmingham
ſofort 23 Schilling, in der Umgegend aber in den nächſten ſechs
Monaten 22 Schilling und ſpäter 23 Schilling. Durch den
Streik ſind die Arbeiter des Diſtrikts faſt ausnahmslos der

Organiſation zugeführt worden.
Die Landarbeiter von Südweſtlancaſhire haben nach

einem prächtigen Kampfe einen glänzenden Sieg errungen. Die
Farmer haben nicht nur alle Lohn- und Arbeitszeitforderungen
der Arbeiter bewilligen, ſondern ſich auch dazu bequemen
müſſen, mit den Vertretern der Landarbeitergewerkſchaft zu
verhandeln. Dieſe Tatſache ſehen die Arbeiter als einen Sieg
ihrer Hauptforderung, der Anerkennung der Gewerk-
ſchaft, an. Die Arbeiter nehmen die Arbeit ſofort wieder auf.
Der Widerſtand der Farmer hatte ſchon ſeit einigen Tagen
merklich nachgelaſſen. Als willkommener Vorwand zur Kapi-
tulation diente ihnen aber der Umſtand, daß das Königspaar
eine Paradereiſe durch den Diſtrikt unternimmt. Der Sieg der
Landarbeiter von Lancaſhire wird ohne Zweifel die Land
arbeiterbewegung im ganzen Lande beleben.

brauchte man nur zu beobachten, daß die galiziſchen Arbeiter
den Zug nahmen und nach ihrer Heimat aufbrachen. Dieſe
Leute waren fähig, für ihr perſönliches Jntereſſe ſich aufzu-
lehnen, aber kaum witterten ſie kollektive Proteſte, ſo ent
wiſchten ſie erſchrocken nach Hauſe. Die Ausſtände hatten für
ſie einen politiſchen Anſtrich oder bedeuteten etwas Gefähr-
liches, wo die Armen ſich nicht hineinmiſchen durften. Wenn
der Radau losgehen ſollte, machten ſie ſich klüglich aus dem
Staube, in der Abſicht, zurückzukommen, wenn alles vorbei
wäre, und alsdann die Vorteile zu benutzen, die die andern
erzielt haben konnten.

Aber zum Teufel! rief der Doktor aus, als er den
Milord und andere Unternehmer ſprechen hörte iſt die
Forderung der Arbeiter keine gerechte? Weshalb wollt ihr
ihnen den Lohn nicht wöchentlich auszahlen, und das Recht
t ihre Nahrungsmittel zu kaufen, wo ſie es gut

ünkt?
Die Unternehmer ſchnitten ſaure Mienen und entſchuldigten

ſich mit der Trägheit der Gewohnheit. Die Herren aus der
Stadt, die reichen Minenbeſitzer, die ausländiſchen Geſell
ſchaften ſollten das Beiſpiel geben. Sie hielten ſich an das
Herkommen. Uebrigens war die Furcht vor dem Ausſtand
keine allzu tiefe. Wie lange auch die Arbeit ſtillſtehen mochte
ſie würden nicht viel verlieren das Erz würde jedenfalls nicht
aus dem Boden verſchwinden ſondern ruhig liegen bleiben,
bis man es wieder forderte, wenn nicht in dieſem Monat, ſo
doch im folgenden oder auch ſpäter. Sie hatten zu leben, und
diejenigen, die ihren Lohn brauchten, um nicht zu verhungern,
würden eher nachgeben als ſie.

Der Pfarrer Don Facundo ereiferte ſich nicht als Unter
nehmer, ſondern als Hirt der meuteriſchen Herde. Es gab
keine Religion mehr, der Glaube war in ſteter Abnahme be
griffen und ſo ging alles drunter und drüber. Die teufliſche
Propaganda der Bilbaoer Arbeiter war bis zu den ſchlichten
Leuten der Bergwerke gedrungen.

Die Leute hier beginnen bereits zu ſterben, ohne mich
herbeizurufen, als wären es Hunde rief er entrüſtet
Es gibt immer weniger Begräbniſſe. Sie gehen ſchon zum
Friedhof, ohne ſich Don Facundos zu erinnern, begleitet von
Hunderten von Einfaltspinſeln, die keinen größeren Genuß
kennen, als die Kirche zu ärgern, indem ſie den re
Zivilzeremonien beiwohnen. Meine Herren! Zivilbegräb-
niſſe in den Encartaciones! Wer hätte ſich träumen lafſſen,
daß auch das noch kommen ſollte?

Und der Geiſtliche kam immer wieder auf die Begräbniſſe
zurück, als ob von allen Akten, die Feindſeligkeit oder Gleich-
gültigkeit der Religion gegenüber bewieſen, dieſer gerade der
ſkandalöſeſte wäre, der ſein prieſterliches Empfinden am tief-
ſten verletzte.

Trotz der Gärung unter den Arbeitern fühlten die Freunde
Arefſtis ſich gegenwärtig durch eine andere Angelegenheit an
gezogen, von der ſie mit großem Jntereſſe bei ihren nächtlichen
Schwelgereien ſprachen.

(Bortſetung folgt)

aus.



Frauenbewegung.
Madchenhandel und Mumpig.

Man ſchreibt uns aus London vom 6. Juli: London
hatte ſich eine Geſell zuſammengefunden, e ebenſo
pompös wie kraft und ſaftlos iſt. Sie nennt ſich: 5. Inter
nationaler Kongreß zur Unterdrückung desMädchenhanbdels. Der Kongreß erfreut ſich hohen und

en Protektorats, die Delegierten ſind alle reſpektable
en der Gefellſchaft, unter Herzoginnen, Gräfinnen und

Marquiſen tummeln ſich Erzbiſchöfe und Biſchöfe, Paſtoren
und Prieſter aller Denominationen, Rabbiner und „Offiziere“
der Heilsarmee nicht ausgeſchloſſen, ferner Polizeichefs und
Staatsbeamte und Vertreter und Vertreterinnen von philan
tropiſchen und Sittlichkeitsvereinen aller Art. Gs verſteht ſich,
daß die endloſen Empfänge und Diners die wichtigſten Funktio
nen des Kongreſſes waren; nur die Zeit, die zwiſchen dieſe
anſtrengenden Arbeiten hineingepreßt werden konnte, blieb für
die „Verhandlungen“ des Kongreſſes übrig. Und was
Verhandlungen Die Redner ſteigen nacheinander auf die
Tribüne und leiern etwas her, wovon der größte Teil des

Kongreſſes keinerlei Notiz zu nehmen ſcheint. Ueberſetzt wird
nur ganz ausnahmweiſe und planlos, von einer Diskuſſion
iſt ſchon gar nicht die Rede. Jeder Redner ſcheint ſein eigenes
Steckenpferd zu reiten, der eine ſieht das „Grundübel“ im

PoſteReſtanteweſen, der andere in den Zeitungsannoncen
u. ſ. f. Die ganze Atmoſphäre riecht förmlich nach philan-

tropiſchem Snobismus und religiös-ethiſchem Obſkurantismus.
Allgemein anerkannter Heilmittel gibt es nur zwei: Religion
und Polizei. Ein engliſcher Abgeordneter tut ſich was zugute
darauf, daß er perſönlich viel zur Einführung der Prügel-
ſtrafe gegen männliche Kuppler und Zuhälter beigetragen
habe und fordert die Delegierten fremder Länder auf, in ihrer
Heimat im gleichen Sinne zu wirken. Eine kanadiſche Frau
iſt von den Erfolgen der Frauenpolizei und Frauenpolizei-
gerichte von Toronto ganz entzückt, betont aber unter dem ver-
ſtändnisinnigen Beifäll des Kongreſſes, daß die Erhöhung der
Hungerlöhne, die jetzt junge Mädchen in die Arme der Proſtitu
tion treiben, unter gegenwärtigen Umſtänden nicht möglich
ſei, da die Mädchen höhere Löhne nicht wert ſeien
Ein deutſcher Paſtor kapuzinert in ſalbungsvollem Tone gegen

den Zeitgeiſt, den modernen Materialismus, der in Literatur
und Theater gepredigt werde, gegen das Evangelium der
freien Liebe, die an all dem Elend die Schuld trügen. Ein
anderer deutſcher Paſtor ſieht die einzige Hoffnung in der
moraliſchen und religiöſen Vertiefung des Volkes.

Nur ganz ausnahmsweiſe und in einem Wuſt phariſäiſcher
Moralpredigten umhüllt, wagt ſich ein moderner Gedanke her-
vor. Mit faſt komiſcher Aengſtlichkeit ſucht man die Tatſache,
die doch auch den Delegierten nicht unbekannt ſein kann, daß
der Mädchenhandel und die mit ihm verknüpften Uebel, eigent-
lich ſoziale Probleme darſtellen und nur durch ſoziale Heil-
mittel behoben werden können, ſo weit wie irgend möglich zu
unterdritcken. Selbſt der Hinweis darauf, daß der Mädchen-
handel nur eine Begleiterſcheinung des größeren Uebels der
Proſtitution ſei, bedarf auf dieſem Kongreß nicht geringen
Mutes. Nur der öſterreichiſche Delegierte Gärtner ſchien
die Frage etwas gründlicher aufzufaſſen, und führte in einem
offenbax ſorgfältig vorbereiteten Referat aus, daß man ſich
nicht auf die Behandlung der Symptome beſchränken dürfe,
ſondern das Uebel an der Wurzel, nämlich den elenden ſozialen
und wirtſchaftlichen Zuſtänden, der Wohnungsnot, der Frauen-
und Kinderausbeutung, der Unwiſſenheit anfaſſen, ferner durch
ſoziale Aenderungen die Nachfrage nach der Proſtitution ein-
ſchränken müſſe. Aber bei jedem vernünftigen Wort fühlte
ſich der Obſkurantismus verletzt, und von allen Seiten erſcholl
es in allen Sprachen: „No; Nol“, „Nein! Neinl“, „Jamais!
Jamais!“ Schließlich konnten es die Herren nicht länger aus
halten, und Gärtner wurde einfach niedergeſchrien.

Jm ungezwungenen privaten Gruppengeſpräch offenbart ſich
die Denkweiſe dieſer Geſellſchaftsretter noch ſchöner. Da er
zählt ein deutſcher Paſtor mit gehöriger Amiswürde, wie,
wenn die deutſche Kaiſerin einer Charitee oder Gebär-
anſtalt Beſuch abſtattet, den unehelichen Müttern für
dieſe Gelegenheit ein Ehering auf den Finger
geſchlüpft wird. Denn man dürfe doch nicht zugeben, daß
„Jhre Majeſtät“ von der Exiſtenz von ſo etwas wie uneheliche
Mütter Kenntnis habe! Ein holländiſcher Polizeichef wieder be
lehrt die Umſtehenden darüber, welch energiſcher Kampf gegen
die Proſtitution in Holland geführt wurde, ſolange die Kleri-
kalen die Regierung beherrſchten. Seitdem aber die Liberalen
an der Macht ſind, und wenn gar, wie er gehört habe, Sozia-
liſten in das Miniſterium träten, dann wäre es mit jedem
ernſthaften Kampfe gegen die Proſtitution aus

Dieſe organiſierte Heuchelei ſoll den „gefallenen Schweſtern“
Rettung bringen! Das war der 5. Internationale Kongreß.
Wenn er weiter ſolche Fortſchritte macht wie bisher, dann wird
er beim 500ſten vielleicht ſoviel ehrliches Verſtändnis für die
Sache aufbringen, wie die Berliner Sittenpolizei! Noch eines.
Der engliſche Oberrabbi erzählte, daß ſich in Rußland
jüdiſche Studentinnen nur dann an den Uni-
verſitäten einſchreiben laſſen können, wenn
ſie ſich als „autoriſierte Proſtituierte“ unter
Sittenkontrolle ſtellen laſſen, und ſo das
Wohnrecht erwerben. Darobh natürlich furchtbare Ent
rüſtung der Delegierten. Das hinderte aber den „Kongreß“
nicht, die Einladung anzunehmen, den nächſten Kongreß in
Petersburg abzuhalten und dort vor Zar und Behörden ſchweif
wedeln zu dürfen!

Soziales.
Hurrapatriotiſche Sozialpolitik,

Daß überall da, wo der Hurrapatriotismus graſſiert, die
Sozialpolitik zu kurz kommt, beſtätigt ſich wieder einmal in
Leipzig anläßlich des vom 12. bis 16. Juli ſtattfindenden deut-
ſchen Turnerfeſtes. Und zwar ſind es die ohnehin geplagteſten
Geſchöpfe, die im „Opferjahr 1913“ dem Patriotismus doppelt
opfern müſſen, die Bäckergeſellen und Väckerlehr-
linge, die in dieſen Tagen noch gründlicher als ſonſt aus
gebeutet werden dürfen. Der Leipziger Stadtrat hat fol
gende Verordnung erlaſſen:

„Sonntagsruhe im VBäckergewerbe.
Aus Anlaß des zum Turnfeſte zu erwartenden ſtarken

Fremdenverkehrs hat die Königliche Kreishauptmannſchaft
zu Leipzig mit Verordnung vom 28, Juni 1918 genehmigt,
daß in den hiefigen Bäckereien und ſolchen Konditoreien, in
denen auch Bäckerwaren hergeſtellt werden, die Lehrlinge im
erſten Lehrſjahre bis zu 14 Stunden, die Lehrlinge im zweiten
Lehtjahre bis zu 15 Stunden, die übrigen Lehrlinge ſowie
die Gehilfen bis zu 16 Stunden mit Backarbeiten be-
ſchäftigt werden dürfen.

Bedingung: Wenn die Sonntagsarbeiten länger als drei
Stunden dauern, ſo ſind die Arbeitnehmer entweder an jedem
zweiten Sonntag mindeſtens in der Zeit von 6 Uhr worgens

bis s Uhr abends oder an jedem dritten Gonntag volle 80
d Stunden oder in jeder W de

eines Arbettstages von mittags 19 Uhr ab von jeder Arbeit
freizulaſſen.

Leipzig, am 5. Juli 1918.
Gew.I. I 1668, Der Rat der Stadt Leipgig.“

Statt daß die Behörde erklärt, wenn der Umſatz an Back
waren und damit der Profit 7 ſteigen dverſpricht, ſtellt 7
Leute ein, genehmigt er eine Ausbeutung junger
zu 16 Stunden täglich, ſo daß dieſe armen
zug der doch unumgänglich notwendigen Eſſen
körperlichen Reinigung laum b bis 6 Stunden af den Tag
haben dürften, ohne jede ſonſtige Erholung. Die Bäckermeiſter
er weln natürlich; ſo ein „Opferjahr“ wünſchen ſie ſich
öfter.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 10. Juli 1919.

Die moderne Arbeiterbewegung und der Sport.
In Halle wird ſeit einigen Wochen in Partei, Gewerkſchafts

und Sportkretiſen die Frage lebhaft diskutiert, wie ſich die
moderne Arbeiterſchaft zum Vereins- und Sportleben zu der
halten hat. Vorausgeſ muß werden, daß dieſe Frage nicht
lokaler Natur iſt, denn auch andere Parteiorte beſchäftigen ſich
mit der Angelegenheit, und nach unſerer Meinung kann eine
ſachliche Diskuſſion der Bewegung nicht zum Schaden r
Kein vernünftiger Menſch wird ſich ernſtlich gegen die Ent
wicklung ſtemmen, und wir behaupten ſogar, daß Geſang,
Turnen und Sport auch als ein allgemeines Erziehungs- und
Bildungsmittel in Frage kommt. Zweckmäßig ausgewählte,
methodiſch betriebene Uebungen gewöhnen den menſchlichen
Körper zu einer ſchönen Haltung in allen Stellungen und Be
wegungen. Shſtematiſch betriebene Leibesübungen fördern die
leibliche Entwicklung, einen freien elaſtiſchen Gang. Durch
regelmäßige Wanderung in Feld und Wald wird nicht nur die
Geſundheit geſteigert, ſondern auch die Friſche des
Geiſtes und die Ent ſchloſſenheit des Willens
geweckt.

Nach dem hier geſagten wäre es daher heller Wahnſinn,
wollte man die Förderer und Befürworter des Sports und die
Sportbewegung im allgemeinen bekämpfen. Was aber
bekämpft werden muß und zwar mit aller Schärfe das
ſind die Auswüchſe, die ſich in letzter Zeit in recht bedroh-
licher Weiſe bemerkbar machen. Wenn in Genoſſenkreiſen die
Meinung vertreten wird, daß es gar nicht notwendig iſt, daß
der Arbeiter, der des Sonntags wandern will, ſich den Natur-
freunden oder ſonſt einem Verein mit feſter Beitragsleiſtung
anſchließt, ſo iſt das vielleicht nicht ganz zutreffend. Die Ver
einigung bietet für die Wanderluſtigen manche Vorteile, wo
mit nicht geſagt ſein ſoll, daß das Wandern in größeren
Trupps angenehmer iſt als in engen Freundeskreiſen. Jn
einem ſtimmen wir aber den kritiſierenden Genoſſen zu: Die
Uniformierung eines Arbeiterſportvereins iſt unnötig. Mit
dem Aeußeren wird man den Kern der Beſtrebung niemals
erfaſſen. Und iſt dann nun im Jntereſſe der Sportbewegung
notwendig, daß, wenn 4 oder 5 Leutchen einmal gemütlich bei
einander ſitzen, dann unbedingt ein „Arbeiter“Sportverein
gegründet werden muß Neben Geſang-, Turn-, Radfahrer-,
und Muſikvereinen exiſtieren Schwimm- und Ruderklubs,
Kegel-, Rauch-, Skat- und viele andere Klubs. Wo in aller
Welt ſoll neben der Zeit das viele Geld für Beiträge und
ſonſtige Ausgaben für Feſtlichkeiten, Sitzungen uſw. herkom-
men? Bedauerlich iſt es, daß ſich dieſe Verein smeierei
der Stadt ſchon auf das Land übertragen hat. Es
darf nicht verkannt werden, daß in einer Reihe von Ortſchaften
Geſang- und Radfahrervereine die allgemeine Arbeiterbe-
wegung zuſammenhalten. Andererſeits werden aber auch in
einzelnen Wahlkreisvereinen lebhafte Klagen darüber laut, daß
frühere gute Parteiorte durch die Vereinsmeierei vollſtändig
zerrieben worden ſind. Der Streit, der da und dort in ein-
zelnen Sportvereinen ausbricht, wird in den allermeiſten
Fällen auf Koſten der Partei geführt. Dutzende von
Fällen könnten als Beiſpiel angeführt werden.

Wenn ſchon angeführt worden iſt, daß Geſang, Turnen und
Sport auch als Erziehungs- und Bildungsmittel in Betracht
zu ziehen iſt, ſo denken wir in erſter Linie an die Erziehung
des indifferenten Vereinsmitgliedes zum klaſſenbewußten Ar-
beiter. Das kann aber nur dann geſchehen, wenn die einzelnen
Vereine, die ſich mit Stolz Arbeitervereine nennen, bei ihren
Zuſammenkünften nicht das Ziel und den Zweck ihrer Ver
einigung aus dem Auge verlieren. Wenn von denkenden Ar-
beitern, die Mitglieder ſolcher Vereine ſind, wiederholt und
oft verſichert wird, daß bei Gewerkſchafts- und Parteiver-
anſtaltungen ihr Verein noch jedesmal pflichtgemäß mitge
wirkt hat, ſo genügt das einfach nicht!! Die Mehr
zahl der Partei- und Gewerkſchaftsgenoſſen diskutieren die
Frage Arbeiterſchaft und Sport zurzeit deshalb lebhaft, weil
eine politiſche Müdigkeit in der Arbeiterſchaft Platz
gegriffen hat. Die Genoſſen wünſchen und erwarten, daß die
immer mehr um ſich greifende Sportbewegung nicht Selbſt
zweck wird. Durch die Tätigkeit der Arbeiter-Vergnügungs-
vereine darf unter keinen Umſtänden die Stoßkraft der Partei
gelähmt werden: erſt Partei und Gewerkſchaft, dann
der Sportsverein! So muß die Parole eines jeden denkenden
Arbeiters lauten. Wollen die Arbeiter-Geſang, Sport Turn-,
Radfahrer- und Vergnügungevereine ihr altes Anſehen in der
klaſſenbewußten Arbeiterſchaft wahren, dann muß in die alte
Bahn, die in den Anfängen der modernen Arbeiterbewegung
mit Erfolg beſchritten wurde, wieder eingelenkt werden.
Bei wichtigen Partei- und Gewerkſchaftsaktionen dürfen
keinerlei Veranſtaltungen und Verſammlungen abgehalten
werden; ruft die Partei zur Arbeit, dann müſſen die Arbeiter-
vereine künftig ihre Ehre darein ſetzen, möglichſt voll
zählich am Platze zu erſcheinen. Bei einigem guten Willen
läßt ſich auch ein Weg finden, wie der Partei aus den Reihen
der Sport und Gefangvereine in Gruppen Hilfskräfte zur
Verfügung geſtellt werden können. Das neugegründeteSportkartell könnte hier eine recht wirkſame Lätigteit
im Jntereſſe der angeſchloſſenen Vereine im allgemeinen und
der Arbeiterbewegung im beſonderen entfalten. Geſchieht das
in nächſter Zeit, oder werden auch nur dieſe Anregungen bei
etwaigen Diskuſſionen in den einzelnen Vereinen in den Be
reich der Erörterungen gezogen, dann kann das nur befruch
tend auf die in Frage kommenden Vereine ſelbſt wirken. Kein
überzeugter Parteigenoſſe wird gegen die elementarſten Grund-
ſäte verſtoßen wollen, und die Arbeiter-Vergnügungsvereine
dürfen und ſollen nicht den Störenfried bilden im ge-
waltigen Klaſſenkampfe, der unſere Zeit beherrſcht. Die innere
Kraft der ſozialiſtiſchen Jdeale, die nicht nur in der Theorie,
ſondern auch in der Praxis zum Ausdruck kommen ſoll, wird
hoffentlich die angezogenen UArbeitervereine auf den rechten
Weg zurückbringen, damit auch die ArbeiterSportbewegung
ſich zu einem wichtigen Gliede der geſamten Ardeiterbewegung

auswächſt. gh.

Bu freudigen Kinderfeſten
geſtalteten ſich die Kinderausflüge, zu welchen die Frauen Ab
teilung des ialdemokratiſchen Vereins für Dienstag und
Mittwoch aufgefordert hatte. Am Dienstag früh um 9 Uhr
traten Jungen und M an den Sammelplätzen zur
Tagestour an mit Geſichtern und leuchtenden

Selbſt bis ehe n e mund ſie wurden nicht zurü eſen. naus gings in die
DLslauer Heide, über den Kellerberg nach der Biſchoſewieſe, zur
erſten Raſt. Wie ſchmeckte den Kleinen nach dem Marſch das
mitgebrachte Frühſtück. Spiele der verſchiedenſten Art wurden
arrangiert; n und Dieb, Treibeball, Räuber und

Gendarm wechſelten miteinander ab. Und dann gings weiter
über Berg und Tal, nach Nietleben zu. Herrliche Waldpartien
wurden ducrchſtreift.

Von Nietleben wurden Gefäße voll Waſſer geholt, der mit
gebrachte Himbeetſaft hineingetan, und die ſchönſte Limonade
war fertig. Am Abend gings dann frohgemut nach Halle zu
rück. Nur eins war zu vermiſſen. Kein froher Geſang be
gleitete den Marſch. Zum Singen aufgefordert, begann einer
der Jungen, Lobe den Herrn, aber er fand keine Gegenliebe.
Marſch und Wanderlieder lernen wir in der Schule nicht, war
die Antwort auf eine an die Kinder geſtellte Frage.

Waren am DienstagsTagesausflug mehr als 100 Kinder
beteiligt, ſo war es eine wahre Maſſenbeteiligung, als die
Kinder Mittwoch mittags antraten. Aber nicht nur die Kinder,
auch die Mütter mit den Kleinen in der Familienkutſche ließen
es ſich nicht nehmen, mitzumachen. Da Vater der kapitaliſti
ſchen Fron unterworfen, ſchob Mutter die Kutſche ſelbſt. Dies-
mal ging es hinaus nach dem Lindenhof in Kröllwitz. DerWeg uhtte über die Peißnitz, vorbei an den ſaftigen Wieſen.

So mancher Kindermund äußerte ſich, hier iſt es ſchön, hier
wollen wir ſpielen, aber der Hinweis auf einen Poliziſten mit
Hundebegleitung genügte, um die Kleinen vom Betreten der
Wieſen abzuhalten. Und nun erſt draußen in Kröllwitz; der
große ſchattige Garten vermochte kaum die Schar der Kinder
und Frauen zu faſſen. Nachdem man ſich etwas geſtärkt b te,
gings auf die Wieſe des Herrn Mutterloſe zum Spielen. un
muß es unſeren Frauen laſſen: ſind ſie auch keine ausgebil-
deten Kindergärtnerinnen, ſo verſtehen ſie es doch, unſeren
Kindern die Stunden angenehm zu geſtalten. Viel zu früh
nach Anſicht der Spielenden wurde zum Abmarſch gerüſtet.
War ſchon beim Ausmarſch eine ſtattliche Zahl beiſammen,
während der Stunden, die draußen verfloſſen, waren es immer
noch mehr geworden. Wohl an 400 Kinder und 60 Frauen
zogen dann zurück zur Stadt. Wann iſt der nächſte Ausflug?
ſcholl es immer wieder aus Kindermund. Nächſte Woche iſt das
„Kinderfeſt im Volkspark“, war die Antwort, aber dann wer
den jede Woche wieder zwei Ausflüge gemacht. Auf dem Nach
hauſewege wurde dann die Schar langſam kleiner, und am
Ranniſchen Platz löſte ſich dann der letzte Trupp der Ausflügler
mit einem frohen: „Auf Wiederſehen!“ auf.

Der Streit zwiſchen Aerzten und Krankenkaſſen geht weitex.
Mit dem Jnkrafttreten der Reichsverſicherungsordnung

glaubte man allgemein, daß die Streitaxt, die in Halle zwiſchen
Aerzten unv Krankenkaſſen in den letzten Jahren ſo lebhaft
geſchwungen wurde, begraben würde. Dies iſt aber nicht der
Fall, vielmehr laſſen alle Anzeichen eine Verſchärfung des
Kampfes erkennen. Bekanntlich ſoll bis zum 1. Januar 1914
der Abſchluß von Verträgen zwiſchen Aerzten und Kranken-
kaſſen überall vollzogen ſein. Wo eine Einigung nicht zuſtande
kommt, haben die Krankenkaſſen den Kranken im Falle der
ärztlichen Verpflegung erhöhtes Krankengeld zu zahlen.

Die Aerzte rüſten nun ſeit langer Zeit, um unter der neuen
Verſicherungsordnung ſich eine Poſilion zu ſchaffen, die ſie auf
lange Zeit hinaus zu Herren der Kaſſen macht. Die Aerzte-
organiſation hat beſchloſſen, am 1. Oktober ſämtliche Verträge
mit den Kaſſen zu kündigen und ein gemeinſames Vorgehen
der Aerzte gegen alle Kaſſen in die Wege zu leiten. Zu dieſem
Zwecke ſoll verſucht werden, durch lokale Organiſationen der
Aerzte die Differenzen, die unter ihnen ſelbſt beſtehen, zu be
ſeitigen. Jn den einzelnen Orten ſollen Vereinigungen ge-
gründet werden, die die Rechtsfähigkeit zu erwerben und dann
als Vertragsſchließende den Kaſſen gegenüber zu treten hätten.
Ein Vertragsenttwwurf liegt auch bereits vor. Natürlich ſpielt
in dieſem Vertrage die beſſere Bezahlung der Aerzte die Haupt-
rolle.

Nach 8 7 des Verkragsentwurfs ſollen die Mitglieder aller
Kaſſen, ganz gleich, ob es ſich um Orts-, Vetriebs-, Jnnungs-
oder Landkrankenkaſſen handelt, in vier Gruppen eingeteilt
werden. Zur Gruppe A ſollen gehören die Mitglieder mit
cinem Jahreseinkenmen unter 1800 Mark, einem Monats-
gehalt unter 150 Mk. oder einem Tagelohn unter 6 Mk. Als
Honorar für dieſe Gruppe werden die Mindeſtſätze der preu-
ßiſchen Gebührenordnung verlangt. Als Einheitsſatz ſoll für
den erſten und folgenden Veſuch am Tage 1,50 Mk. gelten. Zur
Gruppe V ſollen Kaſſenmitglieder, die ikbber 6 Mk. Tagelohn
haben, gehören das Honorar für dieſe Mitglieder wird mit
50 Prozent Zuſchlag berechnet. Zur Gruppe C ſollen ſchließlich
freiwillige Mitglieder gehören, und die ärztliche Behandlung
wird mit 100 Prozent Zuſchlag berechnet werden. Endlich ſollen
alle diejenigen, die, ohne verſicherungspflichtig zu ſein, einer
Kaſſe beitreten, in der vierten Gruppe rangieren, und dieſe
Mitglieder würden überhaupt keine ärztliche Hilfe
auf Koſten der Kaſſe erhalten. Nach dem Vertrag ſollen die
Krankenkaſſen das Krankengeld entſprechend erhöhen; die
Aerzte aber würden ſich von ſolchen Kranken die Honorare be
zahlen laſſen, die ſie bei privaten Patienten fordern. Ver-
mutlich wird gerade dieſet Paragraph zu den heftigſten Kämp-
fen zwiſchen Aerzten und Krankenkaſſen führen. Die Kaſſen
ſind bisher nicht müßig geblieben auch ſie werden verſuchen,
ſich zuſammenzuſchließen, um Forderungen entgegenzutreten,
die eine außerordentliche Belaſtung der Mitglieder oder den
Ruin der Kaſſen bedeuten würden.

Wie eine Aerztekorreſpondenz mitteilt, haben übrigens die
Kaſſenärzte der Allgemeinen Ortékrankenkaſſe in Breslau, der
größten Schleſiens, ſchon ihre Kündigung am 30. Juni für den
31. Dezember dieſes Jahres ausgeſprochen. Bei den meiſten
eigen Krankenkaſſen ſoll die Kündigung am 30. September
erfolgen.

Fahrt nicht zum Leipziger Turnerrummel! Leipzig iſt indieſem Jahre wegen der internationalen aufacheusſtelling
nicht wur das Ziel vieler ren Jntereſſierter und Nicht
intereſſierter, ſondern auch das Ziel der Wünſche eines großen
Teils der Arbeiterſchaft. Tptſende von Arbeitern haben ſchon
ihren an den Erzeugniſſen dieſer Ausſtellung ge
ſtillt und haben ſelbſt bewundernd vor den Werken geiſtigen
und körperlichen Schaffens geſtanden. Und das iſt gut ſo.
Denn nichts bietet den Arbeitern mehr als das Selbſterleben,
das Selbſtſchauen und die ernſte Vertiefung in Erzeugniſſe
menſchlicher Kultur.

Ganz anders iſt es jedoch, wenn man Gewicht auf das
Gaffen, auf das Erleben des Senſationellen legt. Und dazu
ſcheint Leipzig in den nächſten Tagen Gelegenheit zu bietenJn den Tagen vom 12.—16. i findet in Leipzig das
„große“ Turnfeſt der Deutſchen Turnerſchaft ſtatt, das Feſt
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Der Heldeverein und das Volksblatt. Her angeblich S
rührige Heideverein, der ſich r Aufgabe geſtellt hat, die
Dölauer Heide zu einem möglichſt angenehmen Naturaufent-
alt der Hallenſer zu machen übt ſeine Tätigkeit in ſehr ein
h eiſe aus. Er ſchickt u. a. allerlei kleine Notizen und
rtikelchen, die die Pfle unſeres heimiſchen Waldes be

treffen, den h Zeitungen, das heißt nur den honetten
vie lättern, zu; rſcheinlich ſträubt ſich die wohln eder, wenn ſie die Adreſſe Ateglatte ſhreſten

Wir möchten den Herren Heidevereinler aber doch einmal
ſagen, daß ſie mit all r Bemühungen unter den r
ten Umſtänden nur halbe Arbeit leiſten. Denn das Volks
blatt hat in Halle und Umgebung ſoviel Leſer, wie Sagle- All-

Halleſche Zeitung zuſammen, und unſere An-
änger ſind keine alte Dämchen, Mummelgreiſe und Stuben-

hocker, ſondern leben sfrohe Menſchen, die abends und
Sonntags Wald und Feld bevölkern,

Nun bringt der Heideverein gefern wieder in ſämtlichen
honetten Blättern einen Artikel, der ſich gegen das Fortwerfen
von Papier und Abfall in der Heide, überhaupt gegen jede Ver
unreinigung der e Natur, wendet. Da dieſe berechtigte
Ermahnung des Heidevereins an die Volksblattleſer
nicht gerichtet wird, dürfen wir wohl annehmen, man
von dieſen genau weiß, daß ſie die herrli atur und alſo
auch die Heide nie verunreinigen! Jm ſtillen Einver-
ſtändnis mit unſeren Leſern danken wir dem „rührigen“ Heide
verein für dieſes Kompliment!

Wiedereröffnung des Muſeums in der Moritzburg. Am
kommenden Sonntag wird das ſtädtiſche Muſeum in der
Moritzburg nach Fertigſtellung des Erweiterungsbaues dem
Publikum wieder zugänglich gemacht werden.

Volks- Konzert auf der Peißnitz. Wegen zu kühler Witterung
wurde ein großer Teil des Publikums abgehalten, das Konzert
des Stadttheater Orcheſters am vergangenen Sonnabend zu be-
ſuchen. Aus dieſem Grunde iſt ein weiteres Volkskonzert für
Sonnabend, den 12. ds. Mts. angeſetzt worden, zu welchem die
noch ausſtehenden Karten Gültigkeit haben. Aus dem gewählten
Programm ſei hervorgehoben: die Ee-dar-Sinfonie von Mozart,
das Vorſpiel zum 3. Akt der Lper: Der Pfeifertag, Von Spiel-
manns Leid und Luſt von Max v. Schillings, dem Generalmuſikdirektor
des Stuttgarter Hoftheaters, die ſinfoniſche Dichtung: Die Moldau
von Smetang und das Nocturno von Chopin, vorgetragen vom
1. SoloCelliſten Herrn Franz Uſchmann. Die Leitung dieſes
Konzerts liegt in den Händen des Herrn Kapellmeiſters Heinrich
Laber. Der Eintrittspreis beträgt für jedermann 20 Pfg,
Billetts im Vorverkauf in den Hof-Muſikalienhandlungen Heinrich

und Reinhold Koch, im Peißnitz- Reſtaurant und Arbeiter
Sekretariat.

Gefährlicher Kinderunfug. Durch einen Schulknaben
wurde geſtern nachmittag unweit des Geſundbrunnens trockenes
Gras in Brand geſetzt. Ein Polizeibeamter ließ das Feuer
löſchen. Auch auf dem Weingärtenſpielplatz hatte geſtern
nachmittag ein Schulknabe einen hohlen Virnbaum in Brand
geſetzt. Die Feuerwehr löſchte den Brand.

Wem gehört das Fahrrad? Am 5. Juni iſt hier vor einem
Grundſtück an der neuen Promenade ein Herrenfahrrad, Marke
Brennabor, mit ſchwarzem Rahmen, ſchwarzen Felgen, Freilauf
mit Rücktrittbremſe, gerader Lenkſtange mit Korkgriffen und
Horneinfaſſung, und Pedalen mit Gummieinlage geſtohlen und
dafür ein ſolches Marke Hammonig, Nr. 133 182, mit ſchwarzem
Rahmen, leicht nach oben gebogener Lenkſtange mit braunen
Korkgriffen, Druckbremſe, zurückgelaſſen worden. Sachdien-
liche Mitteilungen ſind zu richten an die Kriminalpolizei,
Zimmer 37.

Geſtohlen wurden: am 1. Juli eine ſilberne Herren-Rem.
Uhr mit Goldrand, Nr. 642 344, der Sekundenzeiger fehlt; am
4. Juli ein Herrenfahrrad, Marke Rubin, ſchwarzer
Rahmen, nach unten gebogene Lenkſtange, über der Gabel iſt
der Rahmen angebrochen am 5. Juli ein Herrenfahr-
rad, Marke Meteor, Nr. 51 827, Rahmen und Felgen ſchwarz,
Vorbaulenkſtange, r Freilauf mit Rücktrittbremſe;
am 8. Juli ein Herrenfahrrad, Marke Nero, ſchwarzer
Rahmen, ſchwarze, rotabgeſetzte Felgen, etwas nach oben ge-
bogene Lenkſtange, auf der Verbindungsſtange vom Vorderrad
nach dem Kurbellager in Goldſchrift die Worte: Wilhelm
Körber.

Vereins- und Vergnügungskalender.

Der Arbeiterſchwimmverein Halle (Saale), Mit
glied des Arbeiter-Schwimmerbundes, veranſtaltet Sonntag,
den 13. Juli, abends 6 Uhr, ein volkstümliches
Schwimmfeſt in der Badeanſtalt von G. Krauſe, Wein-
ärten 27, verbunden mit l än Nacht. Bei eintretender
unkelheit iſt das Vad feſtlich illuminiert. Von nachmittags

4 Uhr bis 11 Uhr abends Konzert. Freunde und Gönner ſind
7 ichſt eingeladen. Programme erhältlich bei P. Leuſchner,

ittelwache 9-10, und in der Badeanſtalt.
Walhallatheater. Heute wird die romantiſche Operette

Die Glocken von Corneville in vier Aufzügen von Robert Plan-
quette S Nächſten Sonntag nachmittag 4 Uhr iſt große
Extravorſtell bei bedeutend ermäßigten Preiſen, der Jugend
von Halle gewidmet vom Wiener JugendEnſemble. Zur Auf-
führung gelangt: Die Puppenfee. außerdem große Kinder-
Jnjrem e, zum Schluß Kurmärker und Pikarde. Näheres ſiehe

ergat.

Teicha. Achtung, Parteimitglieder! Am Sonn-
tag, den 18. Jur. abends 8 v findet in Teicha im Gaſthaus

ere fällige Mitgliederverſammkung ſtatt. en
agesordnung iſt ein vollzähliges GSrder Wichtigkeit derſcheinen erſorber ich.

Jentralbibliothek.
S Für Nord Volkspark (Burgſtraße 27), für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).
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Aus der Provinz.
An die Kommunalwähler!

In dieſem Jahre finden in den meiſten Städten unſeres
Verbreitungsbegirks wie: Eilenburg, Delitzſch, Bitterfeld,
Torgau, Schkeuditz, Merſeburg, Sangerhauſen uſw. die Stadt
verordneten-Grgänzungswahlen ſtatt. Zu dieſem
Zwecke müſſen überall die Liſten der Kommunalwähler 15 Tage
lang öffentlich ausliegen. Nach S 20 der Städteordnung iſt
Zeit vom 165. bis Ende Juli vorgeſchrieben. Dieſe Zeit kann
aber durch Orisſtatut abgeändert werden, jedoch muß auf alle
Fälle die 1btägige Friſt gewahrt werden.

Wahlberechtigt iſt, wer in die Wählerliſt eingetragen iſt, dievor Mitte Juli zuſammengeſtellt ſein muß. Wuſgenomwes

werden miß, wer zur Zeit der Auslegung der Wählerliſte
mindeſtens ein Jahr im Orte wohnt, eine eigene Wohnung
oder ein eigenes Zimmer hat. Außerdem muß er 24 Jahrealt, et ſein, die Gemeindeſteuern bezahlt haben, und
im letzten Jahre keine öffentliche Armenunterſtühung emp
fangen haben.

Wir erſuchen nun alle Parteigenoſſen, die Einſichtnahme der
Liſten aufs ſorgfältigſte zu beſorgen. Dabei iſt auf die Aus
legungsfriſt und auf die vorgenommene Steuerdritte-
lung beſonders Obacht zu geben. Die Klaſſenzuteilung der
Wähler iſt für uns nicht gleichgültig. Durch das Geſetz vom
30. Juli 1900 ſoll dem Dreiklaſſenwahlrecht der plutokratiſche
Charakter etwas gemildert werden dadurch, daß der erſten
und zweiten Wählerklaſſe mehr Wähler zuge-
wieſen werden. Die Vorſchriften über die Bildung ſind in
deſſen ſo gekünſtelt, daß ſelbſt Magiſtrate ſich darin nicht aus
kennen. Wir verweiſen unſere Funktionäre auf den Kom
mentar zur Städteordnung von Paul Hirſch (Seite 22 bis 30),
wo dieſe Fragen allgemein verſtändlich dargelegt werden.

Einſprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliſte ſind inner
halb der Zeit, in der ſie zur Einſicht offen liegt, beim Magi
ſtrat anzubringen, Fſt das nicht geſchehen, ſo iſt damit die
Liſte rechtskräftig geworden. Das Oberverwaltungsgericht hat
alle ſpäter erhobenen Einwände abgewieſen. Selbſt in ſolchen
Fällen, wo eine Menge nicht wahlberchtigter Perſonen in die
Liſte eingetragen war, und wo dieſe durch ihre Abſtimmung
eine Partei ſiegreich machte, iſt der Wahlproteſt zurückgewieſen
worden, weil die rechtskräftig gewordene Liſte unter allen Um-
ſtänden gilt.

Daraus ergibt ſich, wie dringend nötig eine genaue
Kontrolle der Wählerliſten auf alle Eigenheit iſt.
Der Einſpruch kann erfolgen, wenn der Name eines Wählers
nicht in die Liſte eingetragen iſt. Jn dieſem Falle iſt der An
trag auf nachträgliche Eintragung zu ſtellen, oder auch, weil
bei Bildung der Wählerklaſſen ungeſetzlich vorgegangen wor-
den iſt, oder weil die Friſt bei der Auslegung nicht gewahrt
wurde. Jn vielen Fällen hängt der Erfolg unſerer Partei bei
den kommenden Wahlen von einer genauen Durchſicht der
Wählerliſten ab. Deshalb:

Parteigenoſſen, ſeht die Wählerliſten durch!

Schafſtädt. Achtung. Am Sonntag, den 13. Juli, feiert der
hieſige Arbeiter-Radfahrerverein nach reren dem Umzug im
Gaſthof zum goldnen Löwen ſein 4. Stiftungsfeſt. Da man bei
dem letzten Kriegervereinsfeſt zahlreiche Arbeiter, ja ſogar organi-
ſierte, mit im r r hat, darf man wohl annehmen,
daß das Feſt auch allſeitig beſucht wird. Man ſollte die Patrioten
unter ſich laſſen ein denkender Arbeiter gehört nicht dahin.

Bitterfeld. Stadtverordnetenwahlen im Herbſt.
Jn dieſem Jahre finden in unſerer Stadt die Stadtverord-
netenwahlen ſtatt. Die Liſten der ſtimmfähigen Bürger liegen
vom 15. bis 30. Juli im Rathaus (Magiſtratsbureau) zu jeder-
manns Einſicht öffentlich aus. Es iſt Pflicht eines jeden Ar-
beiters, ſich das Wahlrecht zu ſichern. Da in dieſem Jahre
ein harter Kampf eintreten wird, um die letzten drei Sitze der
dritten Abteilung, welche jetzt von den Herren Dr. Thon,
Schröder I und Kozlowski ſind. Jnwieweit dieſe Herren
die Arbeiterſchaft vertreten haben, wollen wir jetzt nicht näher
erörtern, da dies der Arbeiterſchaft ja aus den Sitzungsbe-
richten bekannt iſt. Sorge ein jeder ſchon jetzt, überall, wo es
nur geht, dafür, daß ein jeder Wahlhberechtigte die
einſieht. Wer keine Zeit hat, die Liſten ſelbſt einzuſehen,
zeichne ſich in die Liſten ein, welche bei den Genoſſen Stam-
mer, Blum, Henſel, in den Gewerkſchaftsbureaus und im Kon
ſumverein ausliegen. Darum nicht geſäumt, ſondern ſchon
jetzt tüchtig an die Arbeit, dann kann der Erfolg nicht aus-
bleiben. Die dritte Abteilung gehört der Arbeiterſchaft.

Gräfenhainichen. Gewerkſchaftskartell. Der Ge-
noſſe Berdau erſtattete den Bericht über die in Halle ſtattge-
fundene Konferenz der Gewerkſchaftskartelle des Bezirks.
Darüber an dieſer Stelle zu berichten erübrigt ſich, da der Be
richt ſchon ausführlich im Volksblatt geſtanden hat. Angeregt
wurde, anzufragen, ob das galgen von Proſpekten, das hier als
Heimarbeit betrieben wird, verſicherungspflichtig iſt. Eine
längere Debatte entſtand über den Punkt Jugendbewegung
und wurde beſchloſſen, dieſe ſehr wichtige Angelegenheit mehr
im Auge zu behalten, zumal nun auch hier eine nationale
Jugendpflege gegründet worden iſt und man ſich die größteMühe gibt, uns unſeren Nachwuchs abſpenſtig zu machen. Vom

Genoſſen Berdau wurde dann noch darauf e daß
die Volksfürſorge in Kürze hieſigen Orte in Tätigkeit
treten wird und nun eifrige Propaganda für Abſchlüſſe der
Verſicherungen gemacht werden ſollen. Jm Verſchiedenen
kamen noch einige interne Sachen zur Verhandlung.

Eisleben. Strafkammer. Der Kaufmann Engel hat bis
kürzlich in Helbra ein Woll warengeſchäft betrieben. Er hat auch
in der erſten Zeit nach ſeiner Geſchäftseröffnung annehmbarxe
Geſchäfte gemacht, aber im Jahre 1912 hatte er nur e i
7000 Mark Waren verkauft. vrper war der Jahreeumſatz bis
zu 22000 Mark. Er geriet in Zahlungsſchwierigkeiten und wurde
nun zu 40 Mark Geldſtrafe wegen hen Bankerotts verurteilt,
weil er unterlgſſen hatte, eine Eröffnungsbilanz zu ziehen.
Für dasſelbe Vergehen muß ein Eisleber Kaufmann 30 Mark
bezahlen. Ein hieſiger 12 jähriger Schulknabe hatte ſchon verſKledene Male Kleinigkeiten entwendet, u. a. auch einen Strohſack.

Dieſen Strohſack n er verkaufen, um für den Erlös ins Hino
ehen zu können. Die Strafkammer verurteilte den jungen Kino-ſworner bedingt zu 5 den ans Der Vater des Jungen

iſt ſeit fünf Jahren tot, die Mutter muß tagsüber Kohlen tragen,
und ſo ſind die vier Kinder ſich ſelbſt überlaſſen. Das iſt die
„goldene Jugendzeit“ der Proletarierkinder. Die reiche Mans-

felder getr einige Ekeizkeiten geſghd F
Hüttenmann M. aus Burgörner, der auf elohnnngarbeitete. Er nahm die S mit nach ie es andere
Kameraden auch inn, ohne dabei r igen Hand
ung bewußt zu ſein. b unb ann, der weinendalles zugab, wurde mit einer Soge ngnis deine Der
Staatsanwalt hatte ſogar drei Fena e für ſhn in Bereiiſchaft.
Urkundenfälſchung ſollte der Bergmann aus Ahlsdorf be-

haben. Er lebt ſeit dem 28. z mit der Frau des
ergmanns Pelka zuſammen, und dieſe hatte ihn beauftragt,52 Mark von der Svdarla ſe abzuheben, worüber Sch. mit dem

Namen des Eigentümers des Büches, rin Pelka, quittierte
Der betrogene demgur hatte ihn natürlich angezeigt. Der Staats
anwalt hatte eine Woche Gefängnis beantragt, womit Sch. au

reden war. Aber das Gericht ſprach ihn frei, da er nicht da
ewußtſein der Strafbarkeit z bit habe. Der 12 Jahre alte

Sohn des Werkmeiſters K. aus Molmeck war in den Garten eines
geſtiegen und hatte dargus eine Gartenſchnur und

ntoffeln entwendet. Ferner iſt er im März beim Fleiſcher
meiſter Riedel zingeſtieaen und hat dort verſucht, Spielſachen zu
entwenden. Als er ſich hier ertappt ſah, verſtand er es, ſich unter
die inzwiſchen zuſammengekommene Menſchenmenge zu miſchen
und ebenfalls auf den Menar zu ſchimpfen. Er wurdebedingt zu einer Woche 6 ängnis verurteilt.

Uftrungen n geiſtiger Umnachtung verübte in der
Nacht er Dienstag der 81 jährige Böttchermeiſter r hierſelbſt Selbſtmord. Vr ging nachts in den Garten und ſtach ſich

ein Meſſer in den Leib, ſo daß der Tod infolge Verblütung ein
trat. Die Leiche wurde am Morgen vom Sohne G.'s gefunden.

Wittenberg. Unfall. Der Arbeiter Herbſt war auf dem
8 des Melanchthon Gymnaſiums mit dem Roden von Bäumen
eſchäftigt. Hierbei kam er unter einen umſtürzenden Baum zu

liegen und wäre erdrückt worden, wenn nicht zufällig Anweſende
n unter dem Baum ſchnell hervorgezogen hätten. H. erlitt

uetſchungen an der Bruſt.

BVockwitz: Der Sozial demokratiſche Verein
nahm in der letzten Verſammlung die Abrechnung vom erſten
Quartal entgegen. Die Einnahme betrug 201,28 Mk., davon
ſind 120 M. an die Kreiskaſſe geſandt worden. Der Kaſſenbeſtand beträgt 4,28 Mk. Die Pkithlledergahi iſt durch Abreiſe

und i bmeldungen wiederum zurückgegangen. Es ſind
94 männliche und 46 weibliche Genoſſen organiſiert. Ein aus
führlicher Bericht vom Kreistage wurde debattelos entgegen
genommen. Der Bericht von den letzten Gemeinderatsſitzungen
veranlaßte eine kurze Debatte. Genoſſe Mönch ſoll in der
nächſten Sitzung über ſeine Abſtimmung Hu Waſſerfrage!
Rechenſchafi geben, andernfalls ſoll er ſein Mandat als Ge-
meindevertreter niederlegen. Zum Bildungsausſchuß wurden
4 Genoſſen gewählt. Jm Verſchiedenen wurden behufts beſſerer
Agitation zum 1. Oktober bei Jnkrafttreten des Wochenbei-
trages Reformen gewünſcht, und zwar die Anſtellung einesweiten ZeitungeExpedienten und eines zweiten Kaſſierers.

ine längere Diskuſſion entſpann ſich über die JugendBe-
wegung. Trotz der wierigkeiten, die Jugend für uns zu
gewinnen, ſoll die Agitation unter der Arbeiterjugend nicht
vernachläſſigt werden.

Ortrand. Am vergangenen Sonnabend fand im hieſigen Rats
kellerſaale eine Verſammlung ſtatt, die ſich mit der nationalen
Jugendpflege und der Gründung eines Ortsausſchuſſes für Jugend
pflege befaßte. Das Referat hierzu hatte der Geſchäftsführer des
Arbeitsausſchuſſes für Jugendpflege im Regierungsbezirk Merſe
burg, Rektor Hemprich Merſeburg, übernommen. Es waren
gegen 100 Perſonen erſchienen; in der Hauptſache war der
„teutſche* Turnverein anweſend reſp. kommandiert. Auf das Re
ferat näher einzugehen, erübrigt ſich, denn wie die „nationale
Erziehung“ der männlichen Jugend in der e

Jn
Ortsausſchuß wurden nicht weniger als 18 Perſonen gewählt.
trieben wird und betrieben werden ſoll, iſt ja allbekannt.

Für die hieſige Arbeiterſchaft gilt es, falls der t
„Tätigkeit“ beginnen ſollte, ihre Jugend von derartigen
ſtaltungen fernzuhalten. Alſo, Arbeiter, Augen auf, man will
euch den Nachwuchs entfremden.

Naumburg. Das gemauſte re Einen beſonderen
Genuß wußte der Maurer Max B. in Naumburg ſeiner Familie
und einigen guten Bekannten zu verſchaffen, indem er ſie zueinem Zübchen reibier einlud. 14 exſonen nahmen an dem
Vergnügen teil, ſo daß von den 50 bis 52 Litern, die das Faß
enthielt, auf jeden nahezu 4 Liter kamen. ding hatte B. es
auch leicht gehabt, den Freigebigen zu ſpielen. Das Faß hatte
ihm keinen Pfennig gekoſtet, nur ein bißchen Arbeit er hatte es
nämlich aus einer benachbarten Gaſtwirtſchaft geſtohlen. Die
Sache kam heraus und der edle Spender wurde vom Landgericht
Naumburg wegen Diebſtahls im Rückfalle zu drei Monaten Ge
fängnis verurteilt. Seine hiergegen eingelegte Reviſion, in
der er darzutun ſuchte, daß er nur re von unbe
deutendem Wert zum hauswirtſchaftlichen Gebrauch“ entwendet
habe, da ja auf jeden der r nicht einmal aanz 4 Liter
gekommen ſeien, hat das Reichsgericht als unbegründet verworfen.

Vereine und Verſammlungen.
Biehl a. Sonnabend, den 12. Juli, abends 8 Uhr. Diſtrikts

verſammlung auf dem Winterberg. Bericht vom Kreistag und
Verſchiedenes. Den p nd Vogirkeführ

Bitterfeld. Den Parteigenoſſen u ir ern zur
Nachricht, daß am nächſten Sonntag eine allgemeine Flugblatt
verbreitung ſtattfindet.

Elſterwerda. Der Bezirk hält amSonnabend, den 19. Juli, abends 9 Uhr, im Gaſthaus zur
Sonne ſeine Mitgliederverſammlung ab.

Landsberg. Sia emarratifcer Verein. Sonntag den
13. Juli, nachmittags 3 Uhr, C im Ratskeller die General-
verſammlung ſtatt. Auf der Ta ort ſteht u. a. die Wahl
eines Delegierten zum Bezirkstag, Veſch über Ausſchluß
von Mitgliedern wegen fortgeſetzten Boykottbruchs uſw.

Aus den Gerichtsſälen.
Gewerbegericht Halle.

Wann tritt ein unbefugtes Verlaſſen uſtes ein, dasur Löſung eines r n rage hatte
Gewerbegericht in einer 4 en, die einMechanikerlehrli en die hie ſtalla rma Riß-land angeſtrengt hatte. Der Kläger war vom 1910 bis

Ende April 1913 bei der beklagten Firma in der Lehre geweſen.
Anfangs ſoll es z gut mit ihm gegangen ſein, aber ſpäter
ſoll er ſeinem Lehrherrkn viel Aerger bereitet haben. Am 28.,
26. und 80, Aprik kam er nachmittags überhaupt nicht zur Ar
beit, ſo daß ſich der Lehrherr veranlaßt ſah, das Lehrverhält
nis zu löſen. Bei Abſchluß des Lehrvertrages iſt in den
trakt ein Paſſus aufgenommen worden, der bei unberechtigter
Aufhebung des Lehrvertrags für beide Teile eine Konven
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tionalſtrafe von 300 Mk. vorſieht.
Anſprüche auf die 300 Mk. geltend gemacht und von der Mutter

Der Unternehmer hat ſeine

des Lehrlings auch erhalten. Dieſe Summe wird jetzt aber
wieder zurückgefordert. Jm Laufe der Verhandlung ſtellte ſich
heraus, daß der Lehrling in der Fortbildun l zule ghrkgen
74 Tage gefehlt hatte, davon 59 unentſchuldig keinSchüler, ſo ſagt ein Gutachten der Schule, hat eine e Ab

neigung gegen die Schule gehabt, aber auch mit keinem Schüler
ſei mit einer ſolchen Nachſicht verfahren worden. Dazu be-
merkte der Lehrherr, daß der Lehrling jedesmal zur Schule ge
ſchickt ſei, aber entweder ſpazieren gegangen oder im Kino
geweſen ſei. Seine Mutter habe ihn durch reichliche Geldbei-
träge dabei noch unterſtützt. Vom Vorſitzenden wurde ange-
zweifelt, ob der Lehrherr berechtigt ſei, 300 Mk. zu fordern.
Er ſchlug deshalb vor, den Eltern des Lehrlings 200 Mk. zu
rückzuzahlen und dem Lehrling ein Zeugnis auszuſtellen. Da-
für ſolle dann das Lehrverhältnis als gelöſt betrachtet werden.
Der Lehrherr berief ſich aber auf den abgeſchloſſenen Vertrag
Er ſei dem Lehrling ſchon in weitgehendem Maße entgegen-
gekommen, auch diesmal wolle er es daran nicht fehlen laſſen,
aber mehr wie 100 Mk. könne er nicht zurückzahlen. Nach
längerer Diskuſſion wurde eine Einigung dahingehend erzielt,
daß der Lehrherr 150 Mk. an den Kläger zurückzahlt, und ihm
ein vorſchriftsmäßiges Zeugnis ausſtellt. Weitere Anſprüche
in dieſer Sache dürfen von keiner Partei geltend gemacht wer-
den. Die Koſten tragen die Parteien zur Hälfte.

Wer iſt der Unternehmer? Ein Bauhilfsarbeiter klagte gegen
einen hieſigen Dachdeckermeiſter um entgangenen Arbeitsver-
dienſt in Höhe von 52 Mk. Kläger wollte vom Beklagten an
genommen worden ſein, 16 000 Dachziegel, pro Tauſend für 3,25
Mark, zu tragen. Als er aber habe anfangen wollen, wurde
er nicht eingeſtellt. Die Beweis aufnahme ergab, daß der
Akkordvertrag nicht mit ihm ſondern mit einem andern Ar-
beiter abgeſchloſſen worden iſt. Kläger iſt dann erſt von einem
Arbeitskollegen zum Tragen der Ziegel aufgefordert worden.
Der den Bau leitende Polier habe ihn aber nicht auf dem Bau
geduldet. Der dazu vernommene Zeuge beſtätigte die Angaben
des Unternehmers im vollen Umfange. Er ſei der Auftrag-
geber geweſen; zu ſeiner Rechtfertigung fügte er noch hinzu,
daß der Kläger am fraglichen Morgen erſt Uhr zur Arbeit
gekommen ſei, und dadurch habe ſich ſeine Arbeitskraft er-
übrigt. Da der Kläger den falſchen „Unternehmer“ verklagt
re nahm er auf Vorſchlag des Vorſitzenden ſeine Klage
zurück.

Werkmeiſter oder Geſelle. Ein hieſiger Tiſchler forderte von
der Tiſchlermeiſters Witwe Wabbel wegen kündigungsloſer Ent-
laſſung für 6 Wochen Lohn in Höhe von 180 Mk. Der Kläger
will bei der Firma als Werkmeiſter in Stellung geweſen ſein.
Jm Februar ſei er aber krank geworden, und da habe ihm die
Firma die Kündigung ins Haus geſchickt, ohne daß die Kündigungs-
friſt eingehalten wurde, deshalb beantrage er die Beklagte zu ver
urteilen. Die Beweisaufnahme ergab zwar, daß der Kläger imfeſten Wochenlohn ſtand und daß er auch die ſchriftlichen Arbeiten
beſorgt hat. Dies ſei aber noch kein Beweis dafür, daß er als
Werkmeiſter gelten könne. Jm übrigen lauten ſeine Papiere nur
auf Tiſchler, und der gezahlte Lohn von wöchentlich 30 Mk. ließe
auch nicht auf eine Stellung als Werkmeiſter ſchließen. Einen
weiteren Beweis, vielleicht eine ſchriftliche Abmachung oder der-
gleichen, konnte der Kläger nicht beibringen. Er zog deshalb ſeine
Klage als ausſichtslos zurück.

Iſt Treubruch ein Grund zur des Arbeitsverhält-
niſſes? Ein abgeſchloſſenes Arbeitsverhältnis beruht auf einem
beiderſeitigen Vertrauen. Mit dieſem Vertrauen geht eine gewiſſe
Treue Hand in Hand. Wird nun dieſe Treue gebrochen, ſo iſt
das unter Umſtänden ein Grund zur Löſung des Arbeitsverhält-
niſſes. Jm nachſtehenden Falle hatte ſich das Gericht damit zu
beſchäftigen, ob ein Treubruch vorlag oder nicht. Ein Möbel-
träger hatte die hieſige Möbeltransportfirma Krüger wegen 6 Mk.
Lohn verklagt. Der Kläger war am 24. Juni für den 26. Juni
zum Möbeltragen angenommen worden. Am 25,. hatte der Unter-nehmer aber erfahren, daß der Arbeiter die Ausführung eines

Möbeltransportes, den er der Firma übertragen ſollte, einer
anderen Firma zugeſchanzt hatte. Empört darüber, ließ er ihn
am 26. früh nicht anfangen. Kläger machte deshalb obigen An-
ſpruch geltend. Ein vom Vorſitzenden verſuchter Vergleich kam
nicht zuftande, fodaß das Gericht nach längerer Beratung ein
Urte:l fällen mußte. Der Beklagte wurde verurteilt, an den
Kläger 6 Mk. zu zahlen und die Koſten des Rechtsſtreites zu
tragen. Begründend wurde ausgeführt, daß das Arbeitsverhältnis
zwiſchen Möbelträgern und Unternehmern ein ſehr loſes ſei,
daß insbeſondere von einem dauernden, Vertrauen forderndes
Arbeitsverhältnis nicht die Rede ſein könne, der Begriff Treu-
bruch hier alſo nicht in Frage komme.

Verantwortlich für Bolitik, Parteinachrichten, Gewerhſchaftliches,
Fexillewoa und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Wilhelm
Koenen, für Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die An
zeigen Wilh. Herzig; Verleger Alfred Jähnig, ſämtlich in Halle.

Druck der Halleſch. GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.).

Letzte Nachrichten.
Der Balkanlrieg.

Eine merk würdige Meldung.
Paris, 10. Juli. Wie der Petersburger Berichterſtatter

des Figaro „von berufener Seite“ erfahren haben will, habe
König Ferdinand durch den bulgariſchen Geſandten mitgeteilt,
daß er den für den Kampf an der ſerbiſchen Grenze verant-
wortlichen General Sawow abgeſetzt und den formellen
Beſchluß gefaßt habe, den brudermörderiſchen Krieg mit Grie-
chenland und Serbien nicht anzunehmen, weshalb er auch
ſeinen Führern den Befehl erteilt habe, ſich auf der ganzen
Linie zurückzu ziehen. (7) Die ruſſiſche Diplomatie habe
infolgedeſſen ſofort eine energiſche Aktion in Bukareſt, Athen
und Belgrad unternommen, um einen neuen Balkanbund mit
Einſchluß Rumäniens herzuſtellen. Rußland habe auf Bul-
garien einzuwirken verſucht, damit dieſes die von Rumänien
verlangten Gebietskonzeſſionen gewähre und den Serben und
Griechen in Mazedonien eine gemeinſame Grenze bewillige.

(Die Meldung klingt höchſt romantiſch; ſie iſt jedenfalls mit
aller Vorſicht aufzunehmen. Red.)

Serbiſche Siege.
Belgrad, 10. Juli, 1 Uhr morgens. Die Serben erober-

ten nach kurzem Kampfe Radowiſchte, die Griechen Petritſch
und Strumitza. Die Bulgaren flohen panikartig in der Rich-
tung auf Planina und Plaskowitz. Die geſtern abend in
Knjazevac eingedrungenen Bulgaren wurden, ſicheren Mel-
dungen zufolge, vollkommen aufgerieben. Bei Planina wurde
eine bulgariſche Eskadron gefangen und eine bulgariſche
Maſchinengewehr- Abteilung erbeutet. Die Bulgaren unter
General Kowatſcheff ſind auf dem Rückzug teils auf Dobnitza,
teils auf Phtſchewo.

Frankfurt a. M., 10. Juli. Die Frankfurter Zeitung
meldet aus Athen: Hier verlautet, daß auch Dedegagatſch von
den Bulgaren geräumt worden ſei. Demſelben Blatt wird
ous Belgrad beſtätigt, daß die bulgariſche Armee bei Rado-
wiſchte von den Serben vollkommen geſchlagen worden ſei und
die bulgariſche Armee in fluchtartigem Rückzug auf das Plas-
lowitza-Gebirge zurückgehe.

Die Erſchießung des Fremdenlegionärs.
Paris, 10. Juli. Jn der Angelegenheit des Fremden-

legionärs Hans Müller bringt der Matin eine offenbar
auf Mitteilungen des franzöſiſchen Kriegsminiſteriums be-
ruhende Darſtellung, wonach ein am 22. Juli 1890 in Zürich
geborener Hans Müller am 12. September 1910 von dem
Kriegsgericht in Udſchdg wegen Deſertion vor dem Feind undVe rleitung mehrerer Kameraden zum Deſertieren auf Grund

der Artikel 238 und 241 des Militär- Strafgeſetzbuchs zum Todeverurteilt worden ſei. Dieſer Hans Müller ſei auch innerhalb
der vorſchriftsmäßigen vier Tage nach der Urteilsfällung er-
ſchoſſen worden. Von einer Begnadigung durch den Präſi-
denten der Republik könne ſchon deshalb keine Rede geweſen
ſein, weil im Falle einer Fahnenflucht vor dem Feind die Ent-
ſcheidung des Kriegsgerichts unverzüglich zu vollſtrecken ſei.

Weitere Aufklärungen des ſlkandalöſen Falles erſcheinen
dringend nötig.

Gemeingefährliche Jäger.
Paris, 10. Juli. Jn Veſaignes wurden bei einer Wild-

ſchweinjagd zwei Landwirte „durch einen unglücklichen
Bufall“ von mehreren einer anderen Jagdgeſellſchaft ange
hörigen Jägern erſchoſſen, die bisher nicht ermittelt wer-
den konnten. (17)

Allerlei.
Unwetter.

In den bayeriſchen Bergen iſt ein großer Wetterſtur z
eingetreten. Auf den Höhen von 1000 Meter ab liegt Neu-
ſchneece. Es herrſcht eine ungewöhnliche Kälte.

Aus der Zentral- und der Oſt ſchwei z laufen Nachrichten
über Unwetter ein. Verſchiedene Alpenſtationen melden
Schneefälle bis zu 1500 Meter Höhe ſowie bedeutenden
Temperaturfall.

Jn Oberitalien wüteten Mittwoch nachmittag Wir-
belſtürme und Hagelſchläge, die bedeutenden Schaden
anrichteten. Auch Verluſte an Menſchenleben ſind zu
beklagen. Jn vielen Gegenden wurden die Weingärten voll
kommen verwüſtet.

Opfer der Arbeit
Jn der en Fabrik Böhringer u. Söhne in

hof ſind i lge Zerſpringens
al d

eines Keſſels zwei verheiratete
Arbeiter durch Säure ſo ſchwer verletzt worden, daß ſie nach
ihrer Einlieferung ins Kranke aus verſtarben. Ein
dritter verwundeter Arbeiter dürfte mit dem Leben davon
kommen.

Auf der Zeche Adolf v. Hanſemann bei Eſſen wurden
zwei Bergleute verſchü

Kleines Allerlei.
„geber“ verbandes für dasgewerbe, Baurat Otto Enk
war ein Scharfmacher der allerſchleinem Poliziſten erſchoſſen
teur Karl May aus Stuttgart wurde
Stationsgebäude in Wittenbach eingebr

Der Vorſitzende des
ttet und ſofort getötet.

Arbeit-
deutſ Bau-Mal in Froig geſtorben. Er

orte! Voner deutſche Deſer-
eute, als er in das

n war, von einem
Polizeibeamten, den er mit e r r ſchwer verletzt
hatte, erſchoſſen. Stra ahnunglück. JnKaſſel rannte ein Motorwagen z Großen Kaſſler Straßen-

bahn, deſſen Bremſen angeblich verſagten, die ſtark abſchüſſige
Bahnhofſtraße hinunter, kam an der Kurve Ecke der Wörth
Straße aus den Schienen und fuhr gegen ein Haus. Der
nicht unerhebli
nach der Stadt ppri 6
riß das Drahtſeil,
Tiefe

Wagen wurde 4 beſchädigt,
talien) e

der

en erſonen wurdenverletzt. i er von der großen Marina
Drahtſeilbahn

vo ſetzte Wagen jagte in diewo er Jerfcnnettert ankam. Die Bremſen verſagten.

zwei Paſſagiere wurden getötet, zwei ſchwer unda leicht verlest

Verſammlungsberichte.

Handlungsgehilfen. Jn der vom Kollegen Sanow eröffneten
Monatsverſammlung vom 2. Juli ſtand als erſter Punkt der
Tagesordnung eine Rundfrage
Zuſammenſchluß mit
zur Beratung.
die Kollegen Friedrich, Sche

des Hauptvorſtandes über den
dem Verband der Bureauangeſtellten,

Jn der V lebhaften Debatte vertraten
lenbeck und der suſgllig an

weſende Vorſitzende der Ortsgruppe Frankfurt a oll ege
Maher, den Standpunkt der vorjährigen Generalverſammlung,
die eine Vereinigung für durchaus zweckmäßig erklärte, an-
geſichts der Tatſache, daß der Verband der Buregauangeſtellten
ſeine Agitation immer mehr auf Angeſtelltenkreiſe verlegt, die
nicht nur von uns, ſondern auch vom Geſetzgeber als Hand-
lungsgehilfen bezeichnet werden. Eine in der Verſchiedenheit
der beiden Berufe begründete Trennungslinie ſei heute nicht
mehr vorhanden, ferner werde
geſtelltenverbände nach

der Wunſch der modernen An-
einem z en Angeſtelltenrecht

durch die Verſchmelzung praktiſch ge
tige Zuſtand auch in dieſer Beziehung unleidlich ſei.

ördert, während der heu-
KollegeP eiffer vom Bureauangeſtellten- Verband und Kollege Koenen

erachteten einen

zweckmäßig. Schließlich wurde
in bejahendem Sinne beantwortet, nachdem ein
Antrag des Kollegen A.

Zuſammenſchluß als a noch verfrüht undfür die noch ſo notwendige beruflich
itationsarbeit nicht

in der Abſtimm die Frage
ertagungs-

abgelehnt worden war. Die end-
gültige Annahme des neuen Ortsſtatuts über die Sonntags
ruhe wurde zur Kenntnis genommen. Beſchloſſen wurde ferner,
einer Einladung zum
Folge zu leiſten.
fachausſtellung verbunden ſein.

Bezirkstag
Mit der Tagung wird ein Beſuch der Bau-

in Leipzig am 3. Auguſt

Näheres hierüber, wie über
den am 12. d. Mis. zu arrangierenden Abend wird noch durch
Rundſchreiben bekannt gegeben. Kollege Jllgenſtein berichtete,
daß die Mitgliederzahl auch im 2. Quartal wieder geſtiegen
iſt und ſich um 16 auf 257 erhöhte.

Zimmerer. Jn der am 5glieder Verſammlung referierte
über die am 1.
ſchaftliche Volksfürſorge.

Juli bei Streicher tagenden Mit-
Arbeiterſekretär Genoſſe Kleeis

Juli in Kraft getretende gewerfkſchaftlichgenoſſen-
Nachdem Redner das wahre Weſen der

kapitaliſtiſchen Verſicherungen enthüllt hatte, legte er in ſeinenweiteren Ausführungen die Vorteile der gewerkſch aftlich genoſſen-
ſchaftlichen Volksfürſorge gegenüber den kapitaliſtiſchen Verſiche-
rungen klar. Eine Distuſſion über den mit Jntereſſe aufgenommenen
Vortrag fand nicht ſtatt.
ſitzende ein Schreiben des Jm Verſchiedenen verlieſt der Vor

zentral-Vorſtandes, in dem er mit-teilte, daß dem Antrage der Jahſſtelle, wegen Erlaſſung der Extra-
Beiträge zum Zentral- Streikfonds nicht ſtattgegeben werden könne;
er ſtellte aber gleichzeitig für 1913 einen ganz geringen Beitrag
zu dieſem Fonds in Ausſicht, wenn von einer Erhebung dieſes
Beitrages in dieſem Jahre überhaupt nicht abgeſehen würde.
Dieſe Maßnghme dürfte wohl
Arbeitsloſigkeit von den meiſten Zahlftellen
Die Wahl eines Delegierten
mußte vertagt werden, da

ablehnten.

in. dieſem Jahre infolge der
egrüßt werden.

ur Bauarbeiter-Schutzkommiſſion
edauerlicherweiſe ſämtliche Vor-

Von einem gemeinſchaftlichen Beſuch
er Jnternationalen r n in Leipzig wurde ausrecht eigentümlichen Gründen Abſtand

ſomit jedem Kameraden überlaſſen, nach eigenem
genommen. Es bleibt

Ermeſſen nach
Leipzig zu reiſen. Vorzugskarten ſind auf dem Fieſ gen Arbeiter
S hre gegen Vorlegung des Verbandsbuches
erhältlich.

ür 55 Pfennig

n zJwwwgsv

r Saison Ausverkauf S
Rohrmöbel, Kindorwagon, Sportwagen,

oguhl5, Kindermöbel u. Korb waren aller Art
zu Wwesentlich herabgesetzten Preisen zum Verkauf.Theodor Lavüinw, Leipzigerstr. 94.

Ahbruchl e Wer un Hagt
von Karl Kantsky.

Prois 50 Pfennig
Grube „Elltck Auf

bei Abenſind foſort 200000 Mauerſte e,

Poſten r eon in allen Längen u. St Harz 42/43.O Bre 000 Mir
Die Volkobuchhandkung.

3 2

6900Neu! NeuUrsprung der Rellglon
Und des Gottesglauhbens.,

Von Heinrich Canow.
1.20 Mk. Porto 10 Pfg.

Zu beziehen durch die

Kbbruch
Böckaetranse S und D.

Sofort zu verkaufen:
ußboden, Brennholz Fuhren
128 und kborbweiſe.

a u Bretteregel, gerade und ge
reppen, Granittrepagr lüſſe, ger

I Rrettoerschupp., 15 rämtliches Material i z nur einige

ahre gebraucht, infolgedefſ. alles
faſt wie neu. *10531

ial lie Abber ſgrerie zgt T en
Maknlatmr vk. Hall. Kenner

geseſrien Prenen

Somiachi: efest
bei Rich. Tepper, Neumarkt 45.

z. T 9R. zr

Kürgherwogen ha
Der vorgeruchten Saison wegen und um Raum Zu ichaffen,

verkouen wir um Kinderwagen Zu bedeutend herab- Auſgeboten;

qüm be GelegenheitMerasoburg- Nie wieclerhehrende,

C. F. Rifter,
Halle [5.], eipziqerstrosse 90.

Halle (Saale), Harz 4243.

Standesantliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 9. Juli.
Arbeiter Henze

und2164 usſtraße 23 und Licienſiraße H).

Mauerſtr. 1).

wülknitz und Köthen).

und Anng Böhme Wallſtr.
und r 21).und

lwine Günther (Kl. Brau-

eichner Scheuer und MartvgRichter (Alb. Schmidtſtr. undBäckermſtr. Hup

brandt und A. Thiemann Groß

Eheſchließungen; Aſhger
aufm. i

artha Franke Reilſtr. 60

Spule
4

Henkels
BleichSoda.

*623

und Krukenhergftr. 9). Eiſendreher
Bamme u. Frida Jäger (Kellnerkrage c und Frieſen traße 24).oren: Schneidermeitter

e (Glauchgerſtr.
tellmacher ietzner T.burgerſtraße 161). Fleiſchermeiſter

Köhler w. W e
Schmied Müller S.
Metalldreher Hohl
ſtraße 154).

Geſtorben: Bandagiſten Berns
dorf Sohn, 3 Monate (An der

r 5 Witwe Johanne
Gaffron zahlt 70 J K.ſchlagſtraße Biimg etzeleb., an
traße 10).

8 J.Fuvalive Oito, 63 J. erſt 23:

mann Dirks, 49 J. (Herren-
ſtraße 17).
Halle-Rord (Gr. Brunnenſtr. 3).

9. Juli.

h ßder u. Anna OHſel (GeorEisdorſß. gr.e a zberg
h en. un Aus

e (Harz 46 u. Henwrietten

Feege er aus
e

BuchReichardt T. e 29).

Se ee 5Beragbeſ Flimo w.
we eb. Jahren 5 werdet atmann

81 J. lsbergſtr. 13).

Die Beerdigung unſere
Sohnes

r am Fr eitegUhr von der Leichenhalle 75

Nord- Friedhofes aus ſtatt.

Danksagung!
Zurückgekehr

riodrieh
ſagen wir allen, die ſeinen Sarg

vom Grabe meines lieben Mannes, unſeresquten Vaters, wiegen und Gro W

und ihm das letzte
Gelc gab unſere tenbeſenders Ha PirePrie den Beamte

für das ehrenwo
reichen Borte am Gr
der Grube „Frohe ne
legte Fahrt.

J r eine troſtameradenet auf 4
eeben, den 10. Juh

e
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